ſpruch nehmen und die Annahme des Entwurfs von Seiten der 
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Deut f ch land 
0. K. C. Reichstags Verhandlungen. 
Berlin, 23. März. 


18. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find überfüllt, in der Hofloge der 
Großherzog don Oldenburg, der Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin, der 
EB von Sadjen- Weimar und der Großherzog von Baden nebſt 
Gemahlin. 5 

Am Tiſche der Commiſſarien die Miniſter Graf Bismarck und v. Roon, 
Geh. Räthe d. Savigny, Dr. Wetzel, Hoffmann u. A. — Abg. Dr. Gneiſt 
iſt eingetreten und der erſten Abtheilung zugetheilt worden. 

Präsident Dr. Simſon: Die drei Präſidenten des Hauſes haben geſtern 
in Ausführung des ihnen vom Hauſe ertheilten Auftrages Sr. Majeſtät dem 
Könige die ehrfurchtsvolle Beglückwünſchung des Reichstages dargebracht. Se. 
pi tät der König hat dieſelbe huldvoll entgegengenommen und uns aner 
wieſen, dem Reichstage für die Darbringung des Glückwunſches zu danken 
und die Befriedigung des Königs über den bisherigen Gang der Verhand⸗ 
lungen auszusprechen, der die im Intereſſe des 2 — deutſchen Vaterlandes 
gebotene und Sr. Majeftät am Herzen liegende baldmöͤglichſte Herbeiführung 
des erwünſchten Reſultates 7 5 laſſe. 3 ö 

Von den Abgg. Ausfeld, Dr. Becker und Genoſſen (Fraction der Lin⸗ 
ken) iſt folgender Zuſaz zu $ 49 der Geſchäfts⸗Ordnung eingegangen: 
„Iſt ein Mitglied des Reichstages, welches ein Amendement beantragt hat, 
bei der Berathung des Gegenſtandes nicht zum Worte gelangt, jo erhält dafs 
ſelbe nach dem Schluſſe der Debatte das Wort auf fünf Minuten zur Er⸗ 
läuterung des Amendements, worauf ein anderes Mitglied fünf Minuten da⸗ 
gegen ſprechen kann“. b 

Auf den Vorſchlag des Präſidenten wird der Antrag zur Schlußberathung 
geſtellt und Abg. v. Unruh (Magdeburg) zum Referenten ernannt. Es 
wird darauf in die Tagesordnung eingetreten und zunächſt über das in der 
vorigen Sitzung angenommene Amendement des Abg. Grafen Schwerin: 
gu rt. 4 als Nr. 15 zuzufügen: „Maßregeln der Medieinal⸗ und 

eterinär⸗Polizei“ nochmals abgeſtimmt, da daſſelbe bei der erſten Ab⸗ 
ſtimmung noch nicht gedruckt vorgelegen hatte. 3 

Darauf wird übergegangen zu Art. 5 des Abſchnittes II., welcher lautet: 
„Die Bundesgeſetzgebung wird ausgeübt durch den Bundes⸗ 
tath und den Reichstag. Die Uebereinſtimmung der Mehrheits⸗ 
Beſchlüſſe beider Verſammlungen iſt zu einem Bundesgeſetze 
erforderlich und ausreichend.“ 

Abg. Zachariae beantragt, dieſen Art. 5 folgendermaßen zu faſſen: „Die 
Bundesgewalt wird durch die verfafjungsmäfigen Organe derſelben ausge⸗ 
übt; die Bundesgeſetzgebung insbeſondere, nach Maßgabe des Inhalts dieſer 
Verfaſſung, durch die übereinſtimmende Beſchlußfaſſung des Bundesraths und 
des Reichstags.“ 0 

Abg. Scherer empfiehlt, die Berathung über Art. 5 aus zuſetzen, bis die 
Titel Fanbespraſiblum und Reichstag vorberathen find, da Anträge, 
B. der auf Bildung eines Oberhauſes, vorliegen, durch welche der Wort⸗ 
aut des Art, 5 modificirt werden konnte. 

Präſident Sim ſon räth von der Annahme dieſes Antrages ab, da man 
ſich dadurch in einen vitioſen Zirkel begeben würde. Würde zu Art, 21 nach⸗ 
BED, ein Zuſatz gemacht, ſo ſtände es dem Haufe ja frei, den Art. 5 zu 
modificiren. 8 
Abg. Scherer zieht darauf feinen Antrag zurück und die Special: 
debatte über Art. 5 wird nunmehr eröſſnet. x 

Abg. Dr. Zacharige (Staatsrath und Prof. in Göttingen): Daß Diejeni- 
gen, welche dem Einheitsſtaate zuftreben, meinen früher geſtellten Amende⸗ 
ments, welche daſſelbe an einer andern Stelle wollten, was ich heut auszu⸗ 
ſprechen beantrage, ihre Zuſtimmung verſagt haben, finde ich erklärlich; ich 

nde es erklärlich von meinen Collegen aus Hannover, die ſchon in dem 
ogenmeer des Einheitsſtaates und zwar mit beſonderem 10 95 en herum⸗ 


1 Sgr. 


ſchwimmen. (Unruhe.) Ich will ihnen ihr Vergnügen nicht ſtören; ich 
ſchwimme nicht mit. Unerklärlich aber finde ich es, daß dieſe Herren, die auf 
dem Standpunkt des Verfaſſungsentwurfs des Bundesſtaats ſtehen, gegen 
daſſelbe waren, am unerklärlichſten aber finde ich es von den Herren aus 
Sachſen. Der Zweck meines Antrags iſt einfach der, die Exiſtenz der Bun⸗ 
desgewalt zu conftatiren. Wenn Sie nicht eine volle Bundesgewalt wün⸗ 
ſchen, ſondern vielleicht die Mitglieder des Bundesraths als ſouveräne Gewalt 
conftituiren, oder der Krone Preußen als Bundesfeldherrn oder Bundespräſi⸗ 
denten nicht das, was im Entwurfe als Bundesgewalt hingeſtellt iſt, ſondern 
als preußiſche Gewalt über den Bund einräumen wollen, dann läßt ſich nichts 
dagegen erinnern, daß Sie meinen Antrag verwerfen; wollen Sie aber einen 
wirklichen Bundesſtaat, dann bitte ich Sie, ihn anzunehmen. 

Abg. Grumbrecht (Bürgermeiſter in Harburg): Auf die Vorwürfe des 
Herrn Vorredners erwidere ich nur, daß wir leider noch nicht in dem Wonne⸗ 
meer des Einheitsſtaates ſchwimmen, ſondern erſt eine Verfaſſung berathen 
mülſſen, die ich als ein Uebergangsſtadium dazu betrachte. Sein Antrag iſt 
tonftändig überflüffig, er ſagt gar nichts oder was ſich von felbit verſteht. 
Der einzige Satz, durch den er ſich vom Entwurf unterſcheidet, ſagt; „Die 
Bundesgewalt wird durch die verfaſſungsmäßigen Organe ausgeübt.“ Durch 
wen ſonſt ſoll fie denn ausgeführt werden? Eine ſtraffere Bundesgewalt wird 
durch dieſe nichtsſagenden Worte nicht herbeigeführt. f 

Abg. Herbig (Juſtizrath im Juſtizminiſterium in Dresden) empfiehlt den 
Antrag Zachariac, da er, wenn er auch keine praktiſche Bedeutung habe, ſo 
doch in doctrinärer Weiſe gegenüber der in den letzten Tagen ſehr ſtark hervor⸗ 
getretenen Strömung nach dem Einheitsſtaat, das Princip des Bundesſtaates 
zum Ausdruck bringe. Aus den Schlußprotocollen, fährt der Redner fort, 
und aus den Aeußerungen einzelner Bundes⸗Commiſſarien habe ich erſehen, 
daß fait alle Regierungen mannigfache Bedenken gehabt und nach mehrfachen 
Compromiſſen geſagt haben: „Bis hierher und nicht weiter.“ Gehen wir 
aber weiter, ſo fürchte ich, daß nicht nur die Nachgiebigkeit der Regierungen 
Belger wird, ſondern wir auch auf Widerſpruch und Aufregung in der 
Bevölkerung ſtoßen. Bei uns, im Königreich Sachſen wenigſtens, würde es 

roße Mißſtimmung hervorrufen, wenn wir noch weiter gingen in dem Stre⸗ 
— nach dem Einheitsſtaat. Wir find Alle bereit, die Opfer zu bringen, die 
nothwendig ſind zur Conſtituirung einer ſtarken Centralgewalt. Dies iſt aber 
chon in ausreichendem Maße geſchehen: die Militärhoheit, die Geſandiſchaften 
ie Preußen überlafien; mit ‚desug auf die Geſetzgebung ift dem Bunde 
ein ſehr weites Gebiet angewieſen, in den roltswirthſchaftlichen Fragen iſt 
eine mögliche Einheit angebahnt. Noch weiter zu gehen, als es im Entwurf 
„konnte unſer Werk gefährden. 3 

Abg. Erxleben (füR den Antrag Zacharige): Daß im Verfaſſungsentwurf 
eine Bundesgewalt conſtituirt iſt, unterliegt keinem Zweifel; es iſt aber ſehr 
wichtig, daß dies auch ausdrücklich anerkannt wird. Hierzu kommt, daß durch 
Annahme des Wortlautes des Entwurfs der Schein erweckt werden könnte, 
als ob dadurch dem Antrage, den Reichstag in zwei Häuſer zu theilen, prä⸗ 
judicirt wäre. 8 — 
u v. Vincke (Hagen): Der Antrag Zachariae ift vollſtändig inhaltlos 
und Andert in keiner Weile irgend etwas. Daß bei Verfaſſungs⸗Aenderungen 
der Reichstag mitzuſprechen hat, verſteht ſich erſtens von jelbit, und iſt auch 
durch den Präſidenten der Bundes⸗Commiſſarien ſchon beſtätigt worden. — 
Bloße Faſſungs änderungen find aber ſehr vom Uebel, da fie die Verhand- 
lungen nur aufhalten und zu unnützer Zeitverſchwendung führen. 

Präſident der Bundes⸗Commiſſarien Graf Bismarck: Die Aeußerung 
des Vorredners kann ich nur wiederholt beſtätigen, daß bei den verbündeten 
Regierungen kein Zweifel darüber herrſcht, daß die Verfaſſungs⸗Aenderung 
ein Act der Geſetzgebung iſt, und zwar ein ſo eminenter und einſchneidender, 
daß im 1 . eine Majorität von zwei Drittel der Stimmen dazu 
erforderlich it; es ift bei der Berathung natürlich auch kein Zweifel darüber 
geweſen, daß auch der Reichstag ſeine Aue dazu zu geben hat, aller⸗ 
dings nur mit eir facher Majorität. — Auch der Aeußerung des Herrn Vor: 
redners mu beitreten, daß der Antrag Zachariae vollſtändig inhaltlos ist; 
daß die Discuſſion deſſelben einen großen Theil Ihrer koſtbaren — — An⸗ 

rungen 

nur erſchwert wird, ohne daß für diejenigen, die das Zustandekommen der 
Berfaflung wollen, ein Nutzen daraus entſteht. - 

er Caluß wird angenommen. Bei der Abſtimmung wird der Antrag 


Zachariae gegen etwa 15 Stimmen abgelehnt Art. 5 des Entwurfs 
Wit großer Maß 


orität angenommen, 


Als Alinea 2 des Art. 5 tritt demſelben das in der letzten Sitzung anges 
nommene Amendement Tweſten hinzu: „Bei Geſetzes⸗Vorſchlägen 
über das Militärweſen und die Kriegsmarine giebt, wenn im 
Bundesrathe eine Meinungsverſchiedenheit ſtattfindet, die 
Stimme des Präſidiums den Ausſchlag, wenn ſie ſich für die 
Aufrechterhaltung der beſtehenden Einrichtungen ausſpricht“, 
— und mit dieſem Zuſatz wird der Art. 5 noch einmal in beſonderer Abſtim⸗ 
mung mit überwiegender Majorität angenommen. ! 

& folgt die allgemeine Discuffion über Abſchnitt III. Bundes⸗ 
tatb, Abſchnitt IV., Bundes⸗Präſidium und Abſchnitt V., Reichstag, 
Artikel 6 bis 29 des Entwurfs. — Die Rednerliſte ergiebt für den Entwurf 
Dr. p. Sybel, Wagener (Neuſtettin), v. Watzdorf (Weimar), Michgelis 
(Ueckermünde), gegen den Enttourf Dr, Mindwitz, Evans, Rewitzer, 
Dr. Waldeck. Es werden in dieſe Discuffton alle auf die Verantwortlichkeit 
der Bundesregierung, die Einſetzung eines Oberhauſes, das Recht des Prä⸗ 
ſidiums, ſtändige Geſandtſchaften zu halten u. ſ. w. bezüglichen Amende⸗ 
ments hineingezogen, deren Wortlaut beſſer in der SpecialsDiscuffion mit⸗ 
getheilt werden wird. 


Abg. Dr. b. Sybel (für den Entwurf): Wir nahen jetzt dem wichtigſten 
und charakteriſtiſchſten Theile unſerer Arbeit, der Organiſation der Bundes⸗ 
gewalt, die vielleicht das ſchwierigſte Problem iſt, das im Laufe des Jahr⸗ 
hunderts an einen deutſchen Staatsmann herangetreten iſt, nämlich die Cen⸗ 
tralgewalt ſtark genug zu machen, um alle Culturbeſtrebungen in ſich aufneh⸗ 
men zu können, beschränkt genug, um die Selbſtſtändigkeit der Einzelſtagten 
zu ſchonen, und abhängig genug von einer parlamentariſchen Vertretung, um 
das politiſche Gewiſſen der Nation nicht zu verletzen und demnach alſo eine 
Verſoͤhnung der Intereſſen einer ſtarken Regierung mit denen ſtarker populärer 
Freiheiten herbeizuführen. Im Jahre 1848 wurde der Verſuch gemacht, eine 
Reichsgewalt in den Formen der conſtitutionellen Monarchie herzustellen: 
man batte einen Kaiſer, zwei Kammern, ein verantwortliches Miniſterium; 
es fehlte kein Stück von dem ganzen Apparat der conſtitutionellen Monarchie. 
Leider beſchränkte man im Intereſſe der Freiheit zu ſehr die Centralgewalt, 
während doch die deutſchen Fürſten ſchließlich bloße Untertbaren des Bundes⸗ 
Chefs geworden wären. Dieſen ſagte alſo die naa eben ſo wenig 
zu, wie dem Bundeschef ſelbſt, dem fie viel zu viel radicale Elemente enthielt. 
So ſcheiterte dieſer erſte Verſuch. Der jetzige Entwurf hat die frühere Bahn 
vollſtändig verlaſſen. Er iſt weder nach dem Muſter der conftitutionellen 
Monarchie 2 e noch nach der auf den deutſchen Univerſitäten, vor⸗ 
zugsweiſe in Gottingen (Heiterkeit) ausgebildeten Theorie des 1 2 

Man hat in der That den buch mie etzten Weg der Theorie eingeſchlagen 
und deshalb ein treiflihes Staats buch nicht zur Hilfe genommen, ſondern aus 
dem Chaos der vorjährigen deulſchen Zuſtände die exiſtirerden realen Kräfte 
aufgeſucht und nach deren Zahlenmaß einen Bund geſügt mit geſonderten 
Organen und Abgrenzung ihrer Competenz. Man hatte in dieſer Beziehung 
dem preußiſchen Staate Rechnung zu tragen, ſeiner großen Vergangenheit und 
den Anſprüchen ſeiner noch größeren Zukunft, den Mittel⸗ und Kleinſtaaten, 
die ſich eines ſtarken auswärtigen Schutzes bewußt waren und deren Regie⸗ 
rungen trotz aller unitariſchen Beſtrebungen in den eigenen Ländern immer⸗ 
hin Sympathien beſaßen, und endlich den liberalen Intereſſen, deren Bedeu⸗ 
tung ſo wenig verkannt werden durfte, daß die preußiſche Regierung gewiß 
ſein konnte, die Früchte ihrer großen Siege erſt dann zu ernten, wenn fie 
nicht blos die conſervativen Elemente, ſondern auch einen Theil der liberalen 
als Stütze hatte. Mit dieſen Forderungen war abzurechnen und ſo ſchuf man 
für Preußen das Bundes⸗Präſidium, für die übrigen Regierungen den Bun⸗ 
desrath und für die öffentliche En den Reichstag. Der Löwenantheil 
ift der Krone Preußen zugefallen, ein ſehr anſtändiger, meiner Anſicht nach 
mit etwas zu weit gegriffener Competenz den kleinen Staaten, am bürftigiten 
iſt der Reichstag bedacht. Betrachten Sie dieſe Vertheilung, wie Sie wollen, 
Sie werden nichts finden, was einer conſtitutionellen Monarchie ähnlich ſieht. 
Nur ſo viel iſt richtig, doß eine künftige Entwickelung dazu möglich iſt, und 
ich halte es für einen Vorzug, daß der Entwurf die einzelnen Competenzen 
nicht zu eng abgrenzt, ſondern der lebendigen Entwickelung für die Zukunft 
Raum geſtattet. Sie haben freilich von verſchiedenen Seiten gehört, daß die 
Selbſtſtändigkeit der einzelnen Staaten zu ſehr bedroht iſt, auch dem beredten 
und leichtredenden Munde des großherzoglich heſſiſchen Herrn Bundes ⸗Com⸗ 
miſſarius (Heiterkeit) ift eine derartige Warnung erfloſſen und die ſächſiſchen 
Herren Abgeordneten haben ſich ſehr einſtimmig ebendahin ausgeſprochen. 

Aber m. H., betrachten Sie einmal die Kehrſeite dieſer Forderungen. Iſt 
es denn wirklich wahr, daß der Entwurf den kleinen Regierungen nur patrio⸗ 
tiſche, aber ſchmerzliche Opfer anſinnt und der Centralgewalt Alles einräumt? 
Preußen hat allerdings den Löwenantheil: Heerweſen, Marine, Poſt⸗ und 
Telegraphenweſen, Conſularweſen u. ſ. w. Sie erhält außerdem dies Alles 
nicht überall als Bundesgewalt, ſondern auch als Krone Preußen, aber doch 
auch dann nicht als Centralgewalt über dem Bunde, ſondern vielmehr im 
Bunde. Wenn aber auch die Krone Preußen die Gentralgewalt in der wuch⸗ 
tigſten Weiſe zugewieſen erhalten hat, jo mediatiſirt der Entwurf die kleinen 

ürſten auf dieſem Gebiete doch nicht vollſtändig. Es ift möglich, daß Preu⸗ 
en das ganze Militärweſen aufſaugt, aber es iſt auch moglich, daß die Wehr⸗ 
berfafjung in einer Weiſe modificirt wird, die nicht gerade in feinem Intereſſe 
liegt. Wenn nun der Entwurf suaviter in modo, fortiter in re an die 
Spitze der Centralgewalt blos einen „Bundespräſidenten“ ſtellt, ſo ſcheint es 
mir leineswegs eine Degradation für das Haus gg ſich mit die⸗ 
ſem bürgerlichen Titel an die Spitze der Nation zu ſtellen. Ich halte es 
ſogar für einen entſchiedenen Vorzug, daß nicht der Kaiſertitel, wie 1849, ge⸗ 
wählt worden iſt. Wenn in der früheren Debatte der Herr Präſident der 
Bundescommiſſarien geſagt hat, daß die Einheit Deutſchlands zu Grunde 
gegangen iſt durch die Welfen und Ultramontanen, ſo möchte ich Dinzufügen, 
daß gerade die größten deutschen Kaiſer Lie Ultramontanſten der Ultramon⸗ 
tanen geweſen find. Carl der Große und Otto der Große waren es die 
nach Rom gingen, eine Weltkrone u erwerben, und die damit eine unheilvolle 
Verwirrung der politiſchen und religibſen Dinge inaugurirt haben. Der Titel 
ift nicht gleichgültig, zu feinen Gunſten wird oft über die Sache ſelbſt ent 
ſchieden, alſo keinen Titel, der in der Vergangenheit blos zu Kataſtrophen 
i t hat. x a A : 

a ri d oe Politiler wird heut darüber zweifelhaft fein, daß 
der Patent des deutſchen Bundes die mächtigſten Kaiſer um die Soliviät 
ihrer Macht nicht zu beneiden haben wird, und wenn man die Herrſchaft 
manches Kaifers dieſſeits und jenſeits des Oceans ſich näher anfiebt, dann 
möchte man wohl überhaupt zu der Meinung gelangen, daß das urſprüng⸗ 
liche deutſche Köͤnigthum dem romanischen Cäſarentzum weitaus vorzuziehen ist. 
(Beifall.) M. H.] Wenn nun die kleinen Regierungen an der Executive auch nur 
einen höchſt beſcheidenen Antheil haben, fo ſind fie dafür deſto beſſer ausgeſtattet 
auf dem nicht minder erheblichen Gebiete der Bundesgeſetzgebung. Die legis⸗ 
latoriſche Gewalt üben Bundesrath und Reichstag aus. Der Bundesrath 
beſteht aus den Delegirten der deuiſchen Fürſten. Hier hat Preußen aller⸗ 
dings mehr Stimmen als Reuß, aber doch nicht mehr. als ihm eine Stellung 
eines Erſten unter ſeinen Pairs ſichern würden. Das iſt der dominirende 
Charakter des Entwurfs. In der conſtitutionellen Monarchie wird das Recht 
der Geſetzgebung von dem Monarchen geübt, allerdings unter Mitwirkung 
conſtitutioneller Verſammlungen, aber der Monarch iſt doch der Inhaber 
dieſes Rechtes. In dieſem Entwurfe it indeſſen der Inhaber der Exekutiv⸗ 
Gewalt nurkder hervorragendſte Lord nichts Anderes und ich begreife deshalb 
nicht, wie neulich Einer der Herren, Sachſen in dem Amendement Tweſten zu 
Art, 5 den Tod aller conftitutionellen Grundrechte ſehen konnte. Im de 
gentheil, es iſt das einzige conftitutionelle Amendement, und wenn man daſſelbe 
das Grab der Conftitution nennt, dann kann man mit demſelben Rechte die 
Uebertragung der Centralgewalt an die Krone Preußen das Grab der natio⸗ 
nalen Politik nennen. Man ſtelle ſich duch einmal vor, daß ein Reichstag 
mit Preußen unzufrieden wäre, und daß die Majorität des Bundesraths mit 
der Majorität des Reichstages zufammenfiele, dann würde doch der urſprung⸗ 
liche Entwurf kein Mittel bieten, eine Legislative in antipreußiſchem Intereſſe 
h verhindern, und damit würde Preußen genau auf dieſelbe Poſition ge⸗ 
5 5 155 die es dem alten Bundestage gegenüber fo lange energisch be⸗ 

mpft hat. ER 

Was die Frage über die Verantwortlichkeit des Bundesminiſteriums anbe⸗ 
trifft, ſo bemerke 900 zunächſt, daß Sie einem Miniſterium, das auf das Ent⸗ 
ſtehen der Geſetze keinen Einfluß hat, dieſe Verantwortlichkeit zumuthen wol⸗ 
len. Oder wird nicht etwa die Geſetzgebung durch Bundesrath und Reichstag 
gemacht, und ſteht nicht der Krone Preußen in dem erſteren nur eine Minor 
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Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


tg Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem Übernehmen alle Poſt⸗ fl 
a 9 * Montag 


alten Beftellungen auf die Zeitung welche Sonntag 
einmal, an den übrigen Tagen — 


Montag, den 25. Mär; 1867. 


rität der Stimmen zu? Es fehlt alſo der ganze conſtitutionelle Apparat, der 
einer Miniſter⸗Verantwortlichkeit als DE dienen muß. ae in anfs 
reich 1795 die Directorialgewalt ſich entwickelte, hat kein Menſch an Miniſter⸗ 
verantwortlichkeit gedacht. Blos die moraliſche, politiſche und biftoriihe Ver⸗ 
antwortlichkeit ift möglich. Nöthig iſt freilich, daß für die einzelnen Geſchafts⸗ 
branchen die Contraſignatur eines Miniſters erfolgt und darauf bezieht ſich 
ein von mir und meinen Freunden eingebrachtes Amendement. Wenn Sie 
mehr wollen, dann verfügen Sie zuerſt, daß die Krone Preußen die Quelle 
der geſetzgebenden Gewalt im norddeutſchen Bunde iſt, und daß fie dieſe Ges 
walt ausübt. Dann iſt die Verantwortlichkeit möglich ohne Schwächung, ohne 
Mediatiſtrung der Krone Preußen. — Dem Antrage der Herren Zachariae 
und Erxleben gegenüber, werden die Regierungs⸗Commiſſare wahrſcheinlich 
einwenden, daß die Fürſten dann nicht mehr die pares der Krone Preußen, 
ſondern ihre Unterthanen ſein würden. Wenn die zukünftige Entwickelung 
ſich nach dieſer Richtung hin geſtaltet, dann wird man ein Oberhaus haben 
und die Lords, es zu füllen, bis jetzt aber bezeugt lein Fürſt große Luſt dazu. 
Sie haben ja auch aus dem beredten Munde eines der Herren Abgeordneten 
aus 7 DeTE gehört, daß man dort vorzieht, lieber im kleinen Lande der 
Erſte zu ſein, als im großen Bunde der Zweite. (Heiterkeit) Am meiſten 
hat mich der Vorſchlag über eine juriſtiſche Verantwortlichkeit der Miniſter 
überraſcht gemäß dem Artikel 61 der preußiſchen Verfaſſung. Darüber ift 
nun wohl weiter kein Wort zu verlieren, daß dieſe Verantwortlichkeit auf ein 
Haar dem berühmten Meſſer gleicht, das ohne Klinge, ohne Heft und 
ohne Scheide war. Das Hauptobject dieſer Verantwortlichkeit iſt die Perfaſ⸗ 
ſungsverletzung, nun haben eben drei Landtage ihren Scharſſinn aufgeboten 
und nichts weiter entdecken können, als daß die Verfaſſungsverletzung genau 
dann vorhanden ift, wenn die Verfaſſung verletzt iſt. (Heiterkeit.) 

Im Uebrigen ſteht die ganze Verantwortlichkeit blos auf dem Papier, und 
wenn ich daran denke, daß die betreffenden Verhandlungen durch das Ober 
tribunal geführt werden, dann möchte ich doch bezweifeln, ob der Enthuſtas⸗ 
mus ber Herren auf der Linken dieſer Erwägung gegenüber Stich halten wird. 
Aber Sie wollen, daß das Verantwortlichkeitsgeſetz ſchon dem nächſten Reichs⸗ 
tage vorgelegt werde. Das iſt leicht zu machen, aber, m. H., der Abgrund 
liegt lien Becher und Lippe; denken Sie an die Erfahrungen, die man 
im preußiſchen Landtage gemacht hat, und erwarten Sie nichts Anderes als 
Vorſchläge, die ebenſo inhaltsleer ſind, wie die preußiſche Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit jet 1850 inbaltäleer geweſen iſt. Eine wirkliche Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit liegt nicht in irgend einer Criminal⸗Verfolgung! Das müßte in der 
That ein höchſt ungeſchickter Miniſter fein, der nicht einen Stagtsſtreich machen 
könnte, ohne direct gegen das Criminalrecht zu verſtoßen; die wirkliche Ver⸗ 
antwortlichkeit beſteht nur der öffentlichen Meinung gegenüber, welche die 
ſechste Großmacht genannt wird, aber in — 7 die erſte Großmacht iſt. 
Wetteifern doch die übrigen, ſo weit auch ſonſt ihre Intereſſen auseinander⸗ 
gehen, in dem einen Punkte, dieſer ſechsten Großmacht ihre Huldigung dar⸗ 
zubringen. Das Gericht der öffentlichen Meinung iſt in Wahrheit die ochſte 
entſcheidende Caſſations⸗Inſtanz. Sie werden nirgends in Europa 2 — 
wechſel finden, die einer anderen Quelle entſtammen, als der, daß die er 
endlich ſelbſt die Unmöglichkeit fühlen, ſich mit der öffentlichen . ag Ne 
Einklang zu ſetzen. Das befte 4 für dieſe Macht der öffentlichen Mei⸗ 
nung haben Sie darin, daß im vor gen Sommer unfere, mit beifpiellofen Er⸗ 
folgen gekrönte Regierung nicht einen Staatsſtreich verſuchte, wie man anderswo 
vielleicht gethan haben würde, ſondern ihren Frieden mit d 


ments, 
apa: immer dann, wenn die engliſche 

ihrer Geburt an befinden und 
Budget⸗ 
verlaſſen 


be 


ſachen, die ſich eventuell immer auf reiche gig 
kann, jo daß der preußiſche Landtag niemals die Gunſt der Lage, die dem 
1 von vornherein zufällt, ausbeuten konnte. Wenn dem Reichstage 
aber das Recht der vollen . gen Discuſſion und der Ausgabebewilligung 
in Militärangelegenheiten zuſteht, dann kann man zwar ſagen, daß ſeine An⸗ 
fänge immerhin beſcheiden ſein mögen, daß aber, wenn ſein Forigang nicht 
bir und wichtig iſt, die Schuld nicht an der Verfaſſung, ſondern am 
eichstage liegt. (Bravo und Ziſchen.) 


Ahg. Dr. Waldeck: Ich muß immer von Neuem bedauern, daß dieſer 
Verfaſſungsentwurf hier zur Verhandlung gekommen, ohne vorher in der 
Commiſſion berathen zu ſein. Es kommen dadurch eine Menge von Amen⸗ 
dements in die Debatte hinein, die unmöglich von Allen in ihrer 1 
ſogleich erkannt werden. Ich ſehe zugleich, daß die Hoffnung, ein wirklich 
conſtitutionelles Staatsweſen herzustellen, immer mehr ſchwindet. Iſt dieſe 
Hoffnung aber geſchwunden, dann bin ich durchaus 1 der Anſicht des Vor⸗ 
redners, daß das Aufgeben der Rechte, die man der Verfaſſung von Hauſe 
aus genommen hat, das Mittel iſt, fie ihr wieder erobern zu können. Das 
iſt ſo ſehr gegen den geſchichtlichen Verlauf der Dinge, daß es mich wundert, 
gerade von dem Vorredner dieſe Anſicht ausſprechen zu hören. Gerade die 
— — 5 a yo > R H * den Vor⸗ 
redner gerechnet habe, en uns von ihrer Irrthümlichkeit überzeugen kon⸗ 
nen. Das iſt eine abſchüſſige Ebene, A die er ſich mit dergleichen Redens⸗ 
arten begiebt. „Behalte, was Du haſt!“, von dieſem Geſichtspunkte müſſen 
wir ausgehen. Ein F in der Hand iſt beſſer als hundert Vögel auf 
dem Dache. Es ve oͤgel auf dem Dache, die der Vorredner uns borges 
rechnet hat. Er giebt dafür die Miniſterverantwortlichkeit auf, aus dem Grunde, 
weil ſie nichts bedeute, weil ſie namentlich auch in Preußen nie etwas bedeu⸗ 
tet habe. Aber wollen Sie denn dadurch die Bedeutung der Parlamente er⸗ 
höhen, wenn Sie denſelben alle dieſe Rechte nicht blos ſuetiſc, ſondern auch 
rechtlich entziehen! Der Vorredner hat auf das Corxectiv der öffentlichen 
Meinung hingewieſen. M. H., glauben Sie, daß die öffentliche Meinung das 
Regiment in Frankreich billigt, glauben Sie, daß die öffentliche Meinung das 
an nicht 42 qualificirende Element in dem conſtitutionellen Spanien 
billigt? Nein, aber fie iſt unwirkſam, wenn ihr die Organe fehlen, und eines 
ihrer Hauptorgane iſt die Volksvertretung. Die con nelle Minifters 
verantwortlichkeit, wenn fie einmal in der Berfaffung jormulirt it, kann und 
darf nicht Fa en werden. Es iſt eine leere Ausflucht, die man wohl pon 
einem ehrlichen Conſervativen, dem alle dieſe Dinge ein Gräuel find, eben 
ae 3 erwarten Tann Mena war feat, . 1 ein Recht, aber jo 

eſchaffen, daß man davon keinen Gebrauch mac . 

n dem Munde aber eines angeblich Conſtitutionellen gt dergleichen 
Ausführungen gar kein Gewicht. Und wie man ſogar as bertribunal, 
als den Gerichtshof für Miniſteranklagen . un all deſſen augen⸗ 
blicklicher Zuſammenſetzung Motive gegen unferen 25 ag herleiten kann, ift 
mir vollſtändig unverständlich. Es genugt mir, ee preupüige Staat die 
Miniſterderantwortlichkeit beſitzt, um dies ech die un nimmer aufgeben 
u können. Sie mögen überhaupt, m. H., teln ieſer Verfaſſung ſo lange 
Derumarbeiten, wie Sie wollen, Sie bringen Der Bundesstaat zu Stande, 
fo lange Sie dieſen Bundes rath darin laſſen. 5 er alte Bundestag war eine 
Aſſecuranz derjenigen Souberänetät, die zum heil von 1 1 4 Gnaden 
durch die Auflöſung des deutſchen ungen war. 8 hat ſich dort 
immer nur um Preußen und Oeſterreich gehandelt und danach war das 
Stimmenverbältniß beftellt. Wie man ſich aber auch bier auf fo ein unnatürs 
liches Verhältniß bon 17 gegen 26 Stimmen einlaſſen kann, eine Einrichtung, 
aus der nie etwas werden kann, m. H., das überjteigt meine Faſſungskraft. 
Der Herr Miniſterpräſident hat uns neulich in feiner Reitification auseinander, 
geſet, wie raſch man in den Regierungsverhandlungen über den olvenburs 
In Antrag auf Erweiterung des conſtitutionellen Spſtems binweggegangen 
0 „eine wie überwiegende Maſorität ſich dagegen ausgeſprochen habe. ch 
laube doch, daß wenn man tüchtige Hebel angeſetzt hätte, auch dieſer Wider⸗ 
and — überwinden geweſen wäre. Aber, meine Herren, mag dem ſein, wie 
es wolle, uns geht das doch gar nichts an; wir haben darauf doch gar keine 
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n, wie irgend Jemand von der liberalen 

en kann, für das ſo lange auch von ihm ge⸗ 


t. 
etzt die Gelegenheit, daſſelbe in das praktiſche Leben hinüber⸗ 
uführen. Ehren e des al . 84. — nal = 
i aft „aber benutzen wir auch dieſe Gelegenhei affen wir 
leben 180 auernde Zuſtände, aber kleiden wir nicht die veränderten deutſchen 
= tfiſſe in das Gewand des alten deutſchen Bundes. Der Herr Vor⸗ 
1 ſucht uns Alles das, was einem ehrlichen liberalen, conſtitutionelleu 
Manne als genz unannehmbar erſcheint, dadurch begreiflich und annehmbar 
zu machen, daß wir ja Wen eine republikaniſche Spitze hätten. Mir 
danken für dieſe reyublikaniſche Spitze, wir wollen diejelbe nicht, wir wollen 
einen conſtitutionellen Staat und wir wollen vor allen Dingen von conſtitu⸗ 
tionellen Befugniſſen nichts aufgeben, was wir in Preußen ſchon beſitzen. Alle 
jene Ausſchüſſe des Verfaſſungsentwurfs ſind nichts als Hemmungen der 
Centralgewalt. Stellen wir uns doch einfach auf den Standpunkt einer Ver⸗ 
faſſung berathenden Verſammlung und fragen wir uns allein von dieſem aus, 
was will man herſtellen, und iſt das, was man herſtellen will, lebensfähig 
oder nicht. Dieſen Bundesrath als unverantwortlichen Factor der Executive 
und der Geſetzgebung könnte ich mich nie entſchließen anzunehmen. Das iſt 
vollkommen unmöglich. Die Miniſterverantwortlichkeit iſt der Kern der ganzen 
rage; darum wird es Ibnen ohne dieſe auch nie gelingen, einen genügenden 
aragraphen über das Budgetrecht in die Verfaſſung hinein ubtingen. Der 
Vorredner iſt ſchließlich in ſeinem Aufgeben jedes conſtitutionellen Stand: 
punktes ſo weit gegangen, das Budgetrecht dieſes Entwurfes für beſſer zu er⸗ 
klären als das der preußiſchen Berfafuns, M. H., es hat ſehr lange ge: 
dauert, ehe ſelbſt von reactionärer Seite ſolche Interpretationen der preußiſchen 
Verfaſſung überhaupt auf die Bahn gebracht wurden, wie fie der Vorredner 
vo acceptirt bat, Dem Principe der Miniſterverantwortlichkeit 1.188 ſich 
0 sher Alle unterwerfen müſſen, dies Princip der Verfaſſung iſt 1850 die 
be treuga Dei geweſen, wir ſind am allerwenigſten berufen, daſſelbe nun auf 
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I gabe; das geſchieht aber nicht dadurch, daß man mit Sad und Pack ins ent 
* egengeſetzte Lager übergeht, daß man die ihm von Gott bewilligten Rechte 
tebentlih wegſchleudert: das kann, das darf das preußiſche Volk nicht. Freuen 
* wir uns doch der neueſten Ve ichungen, freuen wir uns über das, was 


gewiß wieder mit großem Geſchick ins Werk geſetzt worden iſt, daß es un⸗ 
möglich iſt, in Zukunft von einer ien auch nur zu ſprechen; freuen 
wir uns über dieſen Staatsmann und ſeine rfolge, aber nebmen wir die⸗ 
ſelben nicht zum Anlaß, um die errungenen conſtikutionellen Rechte des größ: 
ten deutſchen Staates Preis zu geben! Erkennen wir die Vendienſte des 
leitenden Stactsmannes an, aber rufen wir ihm zu, wie der ene Dichter 
dem Herzog von Wellington: „Herzog von Wellington, Du biſt Sieger in 

aterloo, aber Du ſollſt nicht 

e Volk!“ (Bravo links.) 


zuſchließen. 
Ju konnen. 
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enn haben Sie ſich nicht darüber klar gemacht, daß Minifter-Bei * 
eine Aalen nur einer ſchwachen Regierung gegenüber hat? So lange Sie 
einer arten Regierung gegenüberſtehen, bleibt die Verantwortlichkeit auf dem 


dr er wirkende Mittel zu Gebote. Aber ich möchte doch den Anführungen 
des Herrn von Sybel noch elwas hinzufügen. 
Es iſt ja ganz richlig, wenn er jagt, dieſe Verfaſſung habe mit der con⸗ 


Wo kommt: 
zucht, beherrſcht? 
fe wir fie gemacht? Iſt dies eine Parlamentstochter oder iſt ſie eine 


Anträge r 
n ein Wort ſagen über die 


genen Inſtitute für die conſervative Sache anzuſehen gewöhnt war. 


8 epublik bei⸗ 
eichen, di⸗ 


Ebatſochen der Geſchichte ent⸗ 


entgege 
r — Alkertrung deſſelben aber 
‚ feinem anderen Inſtitute ausgunleidhen vermögen wird. Man hat mich be: 
8 — Hinblick auf engliſche Zuſtände f s würden auch die 
neulich im Hi e, e au 
chaffenden Oberhaufe ihre willen, 
ö daß eine 


Fürſten in einem zu fi Stellung zu finden 
Ich habe das damals fo kurz ausgeſprochen, — . 
© 19jährige polſtiſche Wirkſamkeit mich dor einer falſchen Auslegung ſchuzen 
wüde. Ich habe immer zu den Vertretern des Segitimität-Brincips gehört; 
ih babe dafjelbe berfochten, als noch wenige ſich mit, dieſem Gefchäfte beſuß⸗ 
N ten, als noch Gefahren damit verbunden waren. weiß, was 
it, ich weiß aber auch, was die Carricatur der Legitimität ift u 


N Ar mb ich weiß, 
daß es keinen gefährlicheren Feind der Legitimität giebt als ihre a weih, 
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Deshalb hat man neulich wahrſcheinlich das tertium comparationuis nicht ver⸗ 
ſtanden. Ich meinte nicht, daß die preußiſche Regierung auch nur den kleinſten 
Zwang gegen irgend einen deutſchen Fürſten ausüben ſollte. Was ich ho 
und erwakte, das richtet ſich lediglich an die eigene Einſicht und den freien 
Willen der mit uns verbündeten 2 und in dieſem Sinne gebrauchte 
ich meine Worte. Preußen hat durch die neuen Verhältniſſe ebenſo gu theils 

ewonnen, theils verloren, wie die anderen deutſchen Staaten. Es iſt für 

reußen durchaus nicht gleichgiltig, ob es auf ſich allein geſtellt iſt oder ob 
es Rückſichten zu nehmen gezwungen iſt durch die Verbindung mit den anderen 
deutſchen Staaken. Preußens mehr progreſſive Tendenz erhält hierdurch einen 
mehr defenſiden Charakter. Die deutſchen Regierungen werden dagegen fortan 
ebenſo ſtark ſein wie die preußiſche Regierung. Ich möchte deswegen mit dem 
Wunſche ſchließen, vereinigen wir uns in den Thatſachen und laſſen wir die 
Theorie bei Seite, acceptiren wir die Reſultate und ftreiten wir uns nicht über 
die Verfaſſungsparagraphen, aus denen ſie hergekommen find oder nicht! Be⸗ 
fteigen wir endlich die Vollblutſtute Germania und hören wir auf, auf unſeren 
Steckenpferden zu reiten! (Beifall.) 

Abg. Dr. Minckwitz (in Dresden) (gesen den Entwurf): Im Entwurfe find 
3 Factoren genannt, aus denen die Bundesgewalt zuſammengeſetzt iſt: das 
Bundespräſidium, der Bundes rath und der Reichstag. Der Schwerpunkt liegt 
aber keineswegs hierin, ſondern noch in einem anderen Factor, der ſpäter ge⸗ 
nannt wird, nämlich dem Bundesfeldherrn. — Das Muſter, welches dem 
Entwurfe zu Grunde gelegen hat, ſcheint allerdings der Cäſarismus geweſen 
zu ſein (Murren rechts) und die Verfaſſung verdiente recht eigentlich den 
Namen: „Tochter des Regiments“. Der Verfaſſungsentwurf giebt dem Bun⸗ 
desfeldherrn eine unumſchränkte Gewalt; der Verfaſſungsentwurf ſtellt dem⸗ 
ſelben die Mittel für das Militär unumſchränkt zu Gebote; der Bundesfeld⸗ 
herr hat das Recht der Execution gegen die einzelnen Staaten im weiteſten 
Umfange; er kann ſämmtliche einzelne Theile des Bundes nach vollſtändig 
freiem Ermeſſen in Belagerungszuſtand erklären ꝛc. Bei einer fo unum⸗ 
schränkten Militärherrſchaft kann man nicht mehr ſprechen von Annexion, von 
Einheits ſtaat, von Mediatifirung. - Der Bundesfeldherr ſteht vollſtändig über 
den einzelnen Staaten und dem Ganzen. Wir werden dann nicht erſt Preußen 
zweiter Klaſſe, ſondern wir ſind es ſchon, und es iſt wohl wenig troſtreich für 
uns, wenn die bisherigen Preußen erſter Klaſſe auch in die zweite Klaſſe 
zurücdverſetzt werden. Ich ſtehe auf dem Standpunkte des berechtigten Par⸗ 
tieularismus; ich liebe mein engeres Vaterland; ich bin ein guter Sachſe; 
aber ich liebe auch mein weiteres Vaterland: ich will ein guter Deut: 
ſcher ſein; und wer kein guter Deutſcher iſt, kann auch kein guter 
Sachſe ſein. — Die conſtitutionellen Garantien dürfen nicht aus der 
Verfaſſung entfernt werden; ich bitte Sie deshalb, unſere Verbeſſerungs⸗ 
ke: anzunehmen. Wir fordern nichts weiter, als was nothwendig iſt 
um die ſtaatsbürgerlichen Rechte zu ſchützen, und nicht den Parlamentarismus 
im Parlament ſelbſt zu begraben. Wenn wir die Vorlage unverändert an⸗ 
nehmen, jo werden Yotr nicht, wie ein Redner vor mir geſagt hat, eine groß⸗ 
arlige Schöpfung zu Stande bringen, ſondern ein Begräbniß vollziehen 
(Murren rechts), wie es noch nie ein Todtengräber gethan hat; das Parlament 
wird den Parlamentarismus begraben und ſich ſelbſt; ſolche Todtengräber⸗ 
vienſte will ich mit meinen politiſchen 8 eunden aber nicht leiſten. Wir wer⸗ 
den es nie lernen, dem Abgott der Regierungsgewalt abgbitiſche Opfer zu 
bringen und die Macht anzubeten, ſondern wir wollen die Rechte des Volkes 
wahren. Wer dies mit uns thun will, der ſtimme für unſere Verbeſſerungs⸗ 
Anträge. (Beifall links.) [ 

Abg. b. Watz dorf (Staatsminiſter in Weimar) (für die Vorlage. Red⸗ 
ner iſt bei ſeinem ſchwachen Organ ſehr ſchwer verſtändlich; die Abgeordneten 
geben dies vielfach durch den Ruf „Lauter“ zu erkennen): Ich gehöre zu 
den Freunden Preußens und will dieſem alle die Rechte einräumen, die es 
zur Erfüllung feiner Miſſion in Deutſchland nöthig hat, wünſche aber daneben 
eine Bewahrung der berechtigten Eigenthümlichkeiten der Kleinſtaaten; ich ge: 
höre auch zu den Freunden der conſtitutionellen Monarchie, die ſich übrigens 
von einer „parlamentariſchen Regierung“ weſentlich unterſcheidet; ich bin 
auch der Anſicht, daß wir unſere Aufgabe nicht erfüllen können, ohne die 
noͤthige Rückſichtnahme auf die bürgerliche Freiheit. Nach dieſen Grundſätzen 
habe ich ſchon eine große Reihe von Jahren gedacht und 2 n den 
Jahren 1848 —1850 habe ich mit theilgenommen an den Verſuchen, Deutſch⸗ 
land unter die Führung Preußens zu ſtellen, die Verſuche find aber zu mei⸗ 
nem tiefen Schmerz ſämmtlich geſcheitert. Jetzt ſtehen wir vor einem neuen 
Verſuche. Der Verfaſſungsentwurf liegt vor uns und ich habe die volle 
Ueberzeugung, daß wir allen Grund haben, mit dem Entwurf, wie er vor⸗ 
liegt, zufrieden zu ſein. Wenn man ihn betrachtet von dem Standpunkt vor 
1266, ſo werden wir einen unglaublich großen Fortſchritt bemerken; und ich 
bin überzeugt, wenn uns ein ſolcher vor einem Jahre vorgelegt worden wäre, 
jo wäre er von der Nation mit großer Freude aufgenommen worden. Zwei 
Momente müſſen wir bei der Beurtbeilung deſſelben in Betracht ziehen: erft: 
lich daß wir erſt ein Norddeutſchland conftituiren, und daß wir den Entwurf 
deshalb ſo einrichten müſſen, um mit dem Süden in engen Connex zu kom⸗ 
men und ihm den Anſchluß nicht zu erſchweren, und zweitens die Nothwen⸗ 
digkeit, möglichſt bald aus einem zur Zeit rechtloſen Zuſtande der öffentlichen 
Verhältniſſe in den Rechtszuſtand überzugehen. Sie müſſen deshalb, meine 
Herren, ideale Wünfche zur Zeit zurackdrängen; die rechte Seite des Hauſes 
bringt der Zukunft größere Opfer, als Sie es ihun, wenn Cie jetzt auf ein⸗ 
zelne Wünſche verzichten. Ari 5 

Nach dem Entwurfe ſoll das Princip der Particularſtaaten unverändert 
bleiben und dieſen zu Gunſten der Centralgewalt nur das entiogen werden, 
was ſie theils nicht, theils nicht hinreichend im Intereſſe des Geſammiſtgates 
entwickeln konnten. Ich hoffe, daß der Zeitpunkt bald kommen wird, wo die 
Vatticularſtaaten ſämmtlich die Vortheile davon einſehen werden; das wird 
aber nur geſchehen, wenn der Geiſt der Verſöhnung, der nach den erſchlttern⸗ 
den Ereigniſſen der letzten Zeit uns Alle befeelen ſollte, überall zur Geltung 
kommt. (Beifall rechts.) Der Zeitpunkt wird kommen, wo man ſich dieſer 


Thatſache freuen wird, daß wir die große Aufgabe in Gemeinſchaft löfen und 


fie beſſer löſen, als es in den einzelnen Kleinſtagten moglich war. Es wird 
bald die Zeit kommen, wo alle die vollſtändige Ueberzeugung haben, daß es 
in den Einzelſtaaten niemals zu einer gefunden Entwickelung kommen konnte, 
ſo lange die Macht des geſammten Vaterlandes, um ſelbſtſtändig zu ſein, 
nicht geſchaffen war, und wo man einſieht, daß das, was die Partibealarſtaa⸗ 
ten in dieſer Beziehung opfern, mit Fug und Recht geopfert wird. — Von 
einem der Vorredner iſt die öffentliche Meinung als berechtigter Factor in 
unſerem Staatsleben genannt worden. Ich habe über das, wie die öffentliche 
Meinung verſtanden wird und verſtanden werden ſoll, viel nachgedacht, dabei 
iſt es mir klar geworden, daß man mit vollem Unrecht unter der öffentlichen 
Meinung, die eine berechtigte Macht fein ſoll, jede beliebige Meinung berfteht, 
die längere oder kürzere Zeit in der Tagespreſſe herrſckt. Ich habe auch die 
Ueberzeugung, daß es falıch iſt, unter dem Begriff der öffentlichen Meinung 
blos die Auffaſſung zu beritehen, die von einzelnen gebildeten Klaſſen getra⸗ 
gen wird; es iſt vielmehr dann nur eine wirkliche öffentliche Meinung vor⸗ 
handen, wenn die Ueberzeugung durch alle Schichten der Bevölkerung geht. 
An die Herren aber, welche die Exiſtenz einer offentlichen Meinung überhaupt 
in Abrede ſtellen, möchte ich die Frage richten, ob ſie im Verlauf der letzten 
20 Jahre biefelben geblieben find; und ich glaube, fie können die Frage ohne 
Reue verneinen. 3 

Wenn wir dieſe öffentliche Meinung ins Auge faſſen und uns die Frage 
der Rückwirkung derſelben auf die bürgerliche Freiheit vergegenwärtigen, 10 
müßten wir ſehr geringes Vertrauen zur deutſchen Nation haben, wenn wit 
nicht erwarten könnten, daß fie das, was fie wirklich braucht, alſo die berech⸗ 
tigten Forderungen, an der Hand dieſes Entwurfs erwerben könnte, Denn 
es ſind in demſelben drei Beitimmungen aufgenommen, von denen jede ein⸗ 
zelne die tiefſtgehende Einwirkung in dieſer Beziehung auszuüben im Stande 
ſt: die Concentrirung der nationalen Intereſſen in der Bundesgewalt, die 
allgemeine Militärpflicht und — ich geſtehe, was ich nicht ohne gewiſſe Be: 
denken acreptirt habe — das allgemeine Stimmrecht. Ich kann es mir nicht 
wohl erklären, wie man im Beſitz dieſer Beſtimmungen der Zukunft mit 
Zagen entgegengehen kann. — Ich freue mich, daß ſich der Entwurf darauf 
beſchränkt hat, den Einzelſtaaten das zu nehmen, was fie im vollſten Maße 
nicht entwickeln konnten; es freut mich, daß man den Einzelſtaaten das be⸗ 
laſſen bat, was gu entioideln fie die Möglichkeit und Fähigkeit haben. Neu: 
lich iſt von der Tribüne herab ein Rath ertheilt worden mit Bezug auf eine 
Aenderung der Stellung der deutſchen Fürſten; allerdings wenn die Fürſten 
ibre Rechte und Intereſſen höher ſlellen als ihre Pflichten, dann wurde & 
gut fein, wenn fie dieſem Rathe folgen. Wenn fie aber in erſte Linie ihte 
Pflichten ſtellen, die ihnen von Gott anvertraut ſind, dann könnte es die 
deutſche Nation nur auf das Tieſſte bedauern, wenn der Rath des Redners 
befolgt würde. Ich kann Ihnen aus meiner langjährigen praktischen Erfah⸗ 
rung ſagen: Unterſchätzen Sie den Einfluß auf die Befriedigung des mate⸗ 
riellen Wohls nicht, cen ein gewiſſenhafter und wohlmeinender Fürſt auf 
feine Untertanen und auf das ganze deutſche Volt ausübt; wir würden 
nicht auf der hohen Stufe der Cultur ſtehen und nicht im Stande ſein, unſere 
Mittel für das allgemeine Beſte ſo gut zu verwerthen, wenn wir nicht in der 
Vergangenheit in dieſer Beziehung gute Erfahrungen gemacht hätten. (Bei⸗ 


fall rechts.) 
Ich meinerſeits würde es für ein großes 5 für Preußen halten, 
wenn die Selbſtſtändigkeit der Einzelſtaaten vernichtet würde (Beifall und 


Widerſpruch); Preußen würde nicht Preußen bleiben in dem Augenblick, wo 
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Was nun die vorliegenden Amendements b 


ffeJ zunächſt gegen das Amendement Carlowitz erklären, welches beſtimmt, daß 


jämmtliche Geſandten nur vom Präſidium ernannt werden follen, Gründe 
führt der Antragſteller an, daß durch die Geſandten der Kleinſtaaten zu leicht 
Intriguen gegen den norddeutſchen Bund in's Werk geſetzt werden könnten. 
un, m. H., wenn man Intriguen anſpinnen will, ſo braucht man dazu doch 
wirklich keine ſtändigen Geſandten, ſondern hat andere Mittel dazu; die Mög⸗ 
lichkeit der Intriguen wird alſo auch durch die Annahme des Amendements 
nicht ausgeſchloſſen. Als zweiter Grund wird angegeben, daß der ganze Cha⸗ 
ralter des norddeutſchen Bundes nicht deutlich genug hervorgehe, wenn die 
Einzelſtaaten noch Geſandten ernennen könnten. Hierbei iſt aber doch zu bes 
denken, daß eben nach dem Entwurfe die Einzelſtaaten noch ſelbſtſtändig fein 
ſollen. Hierzu kommt noch, daß wir Alle doch den lebhaften Wunſch haben, 
daß auch Süddeutſchland an 1 Bund herantritt; dies würde aber durch 
die Aenderung des Entwurfes in dieſer Hinſicht jedenfalls erſchwert werden. 
— Ebenſo muß ich mich gegen die Amendements erklären, welche eine Ver⸗ 
antwortlichkeit des Bundespräſidiums bezwecken. Eine Verantwortlichkeit in dem 
Sinne, wie Miniſter, kann doch ein Bundespräſidium überhaupt nicht haben; 
denn der Präſident kann ja z. B. überſtimmt werden und muß doch die Be⸗ 
ſchlüſſe des Bundesraths in Ausführung bringen. a 

Ueberhaupt kann ich mich in Bezug auf die Miniſterverantwortlichkeit den 
Ausführungen des Abg. v. Sybel anſchließen. Ich habe ſeit einer langen 
Reibe von Jahren als Miniſter unter der Herrſchaft der Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit geſtanden, während ich vorher ohne dieſelbe daſſelbe Amt verwaltete; 
und ich kann verſichern, daß ich durchaus keinen Unterſchied zwiſchen früher 
und ſpäter gefühlt habe. eg kann deshalb angelegentlichſt empfehlen, 
dies Amendement abzulehnen. Wir werden ſchneller zum Ziele kommen und 
früher im Stande ſein, die eigentlichen Vorzüge des Entwurfs zu ſichern und 
zu wahren, als wenn wir eine Beſtimmung annehmen, die die Entwickelung 
nicht fördert, ſondern ſchädigt. — Wir können mit gutem Gewiſſen der 34 
kunft entgegenſehen, wenn wir den Entwurf annebmen; allerdings iſt meine 
Ueberzeugung, daß die Arbeit des Volkes die Hauptſache dabei iſt; je 
tiſche Gelege, in denen die bürgerliche Freiheit noch ſo ſehr betont wird, haben 
keinen Werth, wenn nicht die Selbſtſtändigkeit des Individuums durch fi 
ſelbſt feſtſteht. — Der Ausdruck des letzten Redners, daß der Cäſarismus 
das Geſchenk dieſer Verfaſſung wäre, iſt mir ganz unverſtändlich, da wir 
früher doch in einer viel ſchlimmeren Situatien waren, als fie der Ver⸗ 
faſſungsentwurf ſchafft. Die Einzelſtaaten haben das Budgetrecht im Militärs 
weſen durchaus nicht in der Meiſe gehabt, wie man behauptet hat; ſeſt 1815 
wurde die Quantität des Militärs durch Bundestagsbeſchluß feſtgeſtellt; und 
in den Grenzen der Ausführung dieſes Beſchluſſes nur hatten die Einzel⸗ 
ſtaaten das Budgetrecht. — Im Entwurf ſind alle die Principien der bürger⸗ 
lichen Freiheit enthalten, welche zur Geltung gebracht werden können und 
müſſen; die Volksvertretung allein kann dies aber nicht ausführen; die Haupt⸗ 
ſache bleibt, was das Volk außerhalb der Vertretung leiſtet; wenn es feine 
Schuldigkeit thut, ſo werden wir ſpäter auch beſſere Zuſtände bekommen, als 
ſie jetzt durch unſere ag ſtatuirt werden. (Beifall rechts.) 

Vice⸗Präſident v. Bennigſen übernimmt den Vorſitz. 

Abg. Schulze (Berlin): Als wir Garantien der Rechte und Freiheiten 
gegen die zum Abſolutismus gravitirende Spitze des Bundes verlangten, ver⸗ 
wies man uns auf die Verantwortlichkeit der Bundesregierung, als einen 
Schutz und Erſatz für jene Garantien. Jetzt wird uns in gelehrten Sätzen 
bewieſen, daß die moraliſche Verantwortlichkeit dazu genügt. Niemand 
unterſchätzt ſie, ſie beherrſcht die ganze Geſellſchaft und iſt am größten für 
den abſoluten Herrſcher, ſo groß, daß fie ſich in gewiſſen Kreiſen für i 
einer ganz ſoliden, greifbaren Geſtalt zuſammenzieht. Aber wer ſich be Ye 
gründung einer Verfaſſung an ihr genügen läßt, der begründet den Abſolu⸗ 
tismus, während das Princip der juriſtiſchen Verantwortlichkeit mit allen 
ſeinen Conſequenzen zum Weſen des conſtitutionellen Staates gehört. Das 
von mir und meinen Freunden eingebrachte Amendement entfernt den Bun⸗ 
desrath von der Mitwirkung an der Executive und beſchränkte ihn auf feine 
Theilnahme an der Legislative; denn nur jene trifft die Verantwortlichkeit, 
nicht dieſe, ſonſt müßte die Volksvertretung auch verantwortlich Na Die 
Berantwortlichleit thut uns Noth in der Bundesverfaſſung, damit fie uns in 
den Einzelverfaſſungen bleibt. Darum dürfen wir uns nicht ſcheuen, den 
ganzen conſtitutionellen Apparat in die Bundesperfaſſung einzuführen bis zur 
Anklage des Miniſteriums. Auf die Detai beſtimmungen bezüglich des Ges 
richtsboſes verzichtet unſer Antrag vorläufig. Die übrigen Anträge wollen in 
der Hauptſache 4 aber beuten es nur an. 

Zu den alten Verſuchen, die Miniſterverantwortlichkeit zu befeitigen, iſt jetzt 
nun ein neuer getreten; fie ſoll zu unbedeutend ſein und ich bedaure nur, 
daß dieſer Verſuch von liberaler Seite gemacht worden iſt. Wo fteht denn 
das geſchrieben? Sind doch verſchiedene Rücktritte preußiſcher Miniſtexten, iſt 
doch dor Allem das Nachſuchen der Indemnität im vorigen Jahre ein Beweis 
der Anerkennung dieſes Princips auch in Preußen, wo man ſich nicht damit 
begnügt hat, durch ein bloßes Einlenken auf ein correctes a der öffent⸗ 
lichen Meinung ein Zugeſtändniß zu machen. Die preußiſche Verfaſſung i 
in dieſem Gebiet unvollkommen, aber dies iſt ein Grund mehr für uns, die 
Sache in der Verfaſſung des Bundes moͤglichſt beſſer und moͤglichſt wirkſam 
zu machen. (Beifall links) Sie iſt in dieſer Verfaſſung ſebr wohl zum Aus⸗ 
trag zu bringen. Ein großes Hinderniß fällt fort, wenn man die kleinen Re⸗ 
gierungen aus der Executive entfernt, wobei ſie mehr gewinnen als verlieren 
werden. Neben einer einheitlichen Executive in Militärſachen und Vertretun 
nach außen beſteht noch ein drittes Syſtem einer collegialiſchen Executive, 
welcher Vermiſchung nothwendig Conflicte hervorgehen müſſen. Erſt wenn 
die Krone Preußen die geſammte Executive hat, kann und muß die Verant⸗ 
wortlichkeit der Regierung feſtgeſtellt werden, wie ſie ſelbſt von conſervativen 
Staatsxechtslehrern als Garantie für die Krone anerkannt worden iſt. (Rep⸗ 
ner lieſt aus einer Rede Stahls in Erfurt einen Abſchnitt vor, der genau die 
von ihm entwickelten Gedanken e ! 

Die Sache iſt aber gar nicht ſo entſetzlich. Unſere Sache ift es hier nur, 
Forderungen an die Organifation zu ſtellen, die Details zu beſtimmen iſt nicht 
unfere, ſondern Sache der Regierungen. Die Majoriſtrung Preußens im 
Bun desrathe iſt page nicht wahrſcheinlich, aber wir dürfen doch ihre Möge 
lichkeit nicht in die Verfaſſung bineintragen laſſen. Man beruft ſich gern und 
oft auf den Vertragsboden, auf dem die verbündeten Regierungen ftehen und 
auf die Vertragstreue, die man dem Entwurf ſchuldig iſt. Das Berhältn 
iſt ſtreng juriſtiſch jo: zwei Contrahenten ſtehen ſich gegenüber, jeder von b 
den beſteht aus einer Mehrbeit, dort die Bevollmächtigten der Einzeltegierun⸗ 
gen, hier die Vertretungen der Ginzeljtaaten. Wenn jene ſich über einen Vertrag 
vereinigen, wie es in der Ordnung iſt, ſo iſt dieſer Vertrag doch nur eine 
Vorbereitung für das Werk der Verſtändigung im Ganzen und Großen. Sie 
konnen ihn uns doch nicht vorlegen mit den Worten: beſchließt darüber, aber 
ändert nichts daran! Dem Specialmandat der Bevollmächtigten ſteht das 
Genetalmandat unferer Wähler gegenüber, die uns in dem Vertrauen berges 
ſchickt haben, daß wir dem deulſchen Volke die Einheit und ein größeres Maß 
der Freiheit verſchaffen werden. Das iſt der feſte, ſchwer verlezhare Boden, 
auf dem wir ſtehen und der eben fo gut geweiht ift, wie der der Bevollmäch⸗ 
tigten. — Das Amendement v. Bennigſen will die Verantwortlichkeit * 
die Gegenzeichnung des Bundeskanzlers erreichen; aber es iſt unmöglich, da 
dieſer allein alle Departements der Bundesverwaltung leitet und die er nicht 
leitet (Finanzen, Gewerbegeſetzgebung u. ſ. w.) müſſen dann bon andern nicht 
verantwortlichen Beamten geleitet werden. Der Abg. Braun führt in ſeinem 
Antrage ſchon die Vertreter der einzelnen Verwaltungszweige ein, aber er 
macht ſie nicht derantwortlich. Das thut erſt das Amendement Lasker. 

Aber dies Alles läßt ſich nicht beiläufig durch vereinzelte Artitel in das 
Syſtem der Bundesverfaſſung einführen, wenn nicht zuvor der Bundesrath 
aus der Executive ausgeſchloſſen iſt. Denn auch daraus können Conflicte ent⸗ 
ſtehen, daß der Bundeskanzler unter Umſtänden die Beſchlüſſe der Maſorität 
des Bundesrathes gegen das Bundespräſidium auszuführen hat. Und wer 
verbürgt die Wirkſamteit der Verantwortlichteit? Wer macht fie geltend? 
Das bloße Wort genügt nicht, ſie muß als juriſtiſche ausgeſprochen und durch 
Geſetze angebahnt werden, wenn wir auch auf die Ausführung dieſer geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen für jetzt verzichten müſſen oder auch aus manchen 
Gründen darauf verzichten wollen. Die wohithätige Rückwirkung auf die 
Emzelſtaaten und namentlich auf Preußen wird nicht ausbleiben. Denn, 
meine Herren, das preußiſche Verfaſſungsleben iſt zunächſt und nicht aus 
Egoismus zu betonen, weil, wenn es erſchüttert iſt, die andern Einzelver⸗ 
ſaſſungen keinen Widerſtand mehr leiſten können. Der Abg. Wagener ver⸗ 
ſteht die Stellung derer nicht, die ihr Leben im Kampf für dieſe Grundfäge 
verbracht und für fie gewirkt haben, als es noch keine Arena dafür gab, er 
verſteht nicht das Schmerzliche ibrer Stellung, wenn das Erfallbare nicht ges 
währt würde, und ſie ſich Gan an ſeben, ſo ſchwer es ihnen wird, den 
Verfaſſungs Entwurf im Ganzen abzulehnen. Wie gut bat man verſtanden, 
den Bund nach außen hin ſtark zu machen; aber ohne Garantie im Innern, 
für deren Begründung die jetzige europäiſche Lage eine beſondere Gunft 2. 
währt, kann ein Umſcklag eintreten, der das junge Werk bernichtet und ſeine 
Elemente der Reaction preisgiebt. (Lebhafter Beifall links.) N 

Abg Braun (Wiesbaden) (für den Entwurf): Wenn die Verfaſſ 
Tochter des Regiments re. worden iſt, ſo erinnere ich an den ſi⸗ 
ſchen Ausſpruch, daß Bajonnette ein vortteffliches fete And nur 
um auf ihnen zu ſitzen und ſitzen zu bleiben. Der Krieg ſchafft 
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Situation, ſondern er zieht nur das Facit aus der nationalen Arbeit, und 
wenn durch die ungleiche Entwickelung der Völker eine weſentliche Machtver⸗ 
ſchiebung ſtattgefunden hat, ohne an äußerlichen Symptomen erkennbar zu 

werden, ſo iſt es natürlich, daß der eine Theil nicht an die Veränderung 
get und daß er ihr die friedliche Anerkennung verſagt. Dann muß fie 

ewieſen werden, dieſe Probe iſt der Krieg, der mit eiſerner Fauſt das Facit 
zieht, daß die eine Nation beſſer gearbeitet hat als die andere und auf der 
Spitze des Schwertes dem Beſiegten die Quittung mit dem „quod erat de- 
monstrandum“ präſentirt. Ich ſpreche das bei aller Verehrung vor den He: 
roen des Krieges aus. — Ich ſpreche für den Entwurf, obwohl ich ſelbſt ein 
Amendement eingebracht hade, weil ich gegen alle Anträge auf ſofortige Er⸗ 
richtung eines Oberhauſes und eines berantwortlihen Reichsminiſteriums bin. 
Dieſe Anträge ſchieben zu viel Zwiſchenglleder in die Maſchine der Verfaſſung 
ein und machen fie zu complicirk. Man löſt das Bundespräſidium Preußens 
von der Krone Preußens ab, aber das iſt falſch: Das Bundespräſidium iſt 
nicht das erſte und die Krone das zweite. Die Krone Preußen hat das Bun⸗ 
despräſtdium nicht obgleich, ſondern weil ihr Träger der König von Preußen 
iſt. Bonaparte verzichtete als erſter Conſul dem engliſchen Geſandten auf 
Englands Anerkennung mit den Worten: „Unſere Regierungsgewalt iſt klar 
wie die Sonne; wer ſie nicht anerkennt, der iſt blind.“ e 

Der Suden wird vielleicht für gewiſſe gemeinſame Zwecke bald mit uns 
arbeiten: ſollen wir da einen weiteren Reichstag neben dem engeren haben? 
Warum durch die Schöpfung eines Oberhauſes ſich in die föderaliſtiſchen 
Experimente freiwillig verſtricken, denen Oeſterreich, „der Noth gehorchend 
nicht dem eigenen Drange“, ſeiner verſchiedenen Racen wegen verfallen iſt? 
Das Verlangen nach einem Oberhauſe würde den baldigſten Abſchluß des 
Verfaſſungswerkes compromittiren und eine derartige Vorlage unſere Arbeit 
ſuspendiren. Die Situation nöthigt uns zu beſchränken: Der Süden rückt 
uns immer näher und man ſoll deshalb nicht präjudiciren. Ich ſpreche gegen 
das Oberhaus nicht etwa aus raricaler Idioſynkraſie gegen ein Oberhaus 
überhaupt oder Herrenhäuſer insbeſondere. Für die franzöſiſche Pairskammer 
babe ich allerdings nie geſchwärmt, wohl aber das engliſche Oberhaus hoch 
verehrt. Ich will nicht, daß eine Partei ausgeſchloſſen werde von den Ein⸗ 
richtungen des Staates; verdanken ſie doch a e ait Exiſtenz. 
— Ein Spielzeug iſt die Verantwortlichkeit der inifter nicht, denn die 
der Beamten reicht für fie nicht aus, weil der Miniſter nicht blos Beamter 
iſt, wenigſtens nicht fein ſollte. Ein engliſcher Miniſter iſt nicht blos Che 
eines Departements, ſondern auch ein Parteiführer, der dadurch, daß er es 
iſt, der Krone eben jo viel Gewalt zuführt, als er von ihr entlehnt. Darum 
paßt das Disciplinargeſetz der Beamten nicht für den Minifter, außer inſofern 
auch er Beamter iſt. Für ſeine polinſche Verantwortlichkeit giebt es kein Ge⸗ 
richt, ſie kann nur von dem großen Körper der nationalen Vertretung getra⸗ 

en und geprüft werden. Es hieße den Staat desorganſſiren, wenn man die 
h an die gewöhnlichen Gerichte, etwa an ein Kreisgericht verwei⸗ 
en wollte. ee 

(Zur Linken): Ich ſpreche alle diefe Dinge aus auf die Gefahr bin, ein 
politiſcher Ketzer zu heißen, auf die Gefahr des Verluſtes der Popularität. 
Der Weimarſche Herr Miniſter bat keinen Unterſchied bemerkt in der Zeit vor 
und nach Erlaß des Verantwortlichkeitsgeſetzes in ſeinem Lande: ich laube 
es ihm; der Sturm wirkt auf hoher See anders als in einem Glaſe aller. 
(Obo!) Fangen wir nicht mit dem Ende, ſondern mit dem Anfang an, Wir 
wollen, daß der Bundeskanzler und ſeine Collegen ihre Maßregeln vertreten 
und uns nicht Collegien und anonyme Geſellſchaft gegenüberſtehen, ſondern 
Männer von Fleiſch und Blut, an deren Gegenzeichnung und Vertretung ſich 
das Princip der Haftbarkeit knüpft und entwickelt. Was dann noch an der 
vollen Verantwortung fehlt und fehlen muß, das muß durch die Vollſtändig⸗ 
keit unſeres Budgetrechts ergänzt werden. Man beſchwert ſich über Centrali⸗ 
ſation: Preußen iſt groß und kann ſich doch nicht kanſtlich Heiner machen. Es 
trägt Fünf Sechſtel der Laſten und hat ', der Stimmen. Wenn ſich einer 
bellagen kann, fo ift es Preußen. Ich bekenne mich offen als Unitarier, 
gönne aber den Heinen Staaten ihre Selbſtſtändigteit von Herzen, jo lange 
die Planeten durch die Kraft des Centrums geben werden. Der Nibelungen 
Noth und Klage follte daher verſtummen. an ſagt, der neue Bund werde 
entwicklungsunfähig fein, wie der alte. Das glaube ich nicht. Der alte Bund 
hatte keinen Kopf oder deren zwei, der neue Bund aber hat einen Kopf und 
zwar einen guten Kopf, und das iſt genügend (Beifall). 

Abg. Miquel conſtatirt feine Abweichung von den Anſchauungen b. Gy: 
bel's im Betreff der Bedeutung der Verantwortlichkeit. Sie iſt allerall nicht 
ohne Bedeutung und in den Entwurf ſehr wohl aufzunehmen. Die Einzel⸗ 
ftaaten erleiden dadurch keinen Abbruch an ihrer Selbſtſtändigkeit. Die Frage 
iſt, ob das Präſidium die Befugniſſe, die es ſchon hat, durch verantwortliche 
Perſonen ausüben ſoll oder nicht? Das Präſidium vertritt ohnehin den 
Bund nach außen und Föberwacht die Ausführung der Geſetze. Abg. War 


Bez 


gener beruft ſich auf Gneiſt, um die Bedeutungsloſigkeit der Minilterverant: | 


wortlichkeit für England zu beweiſen. Aber wenn die Regierung von Par⸗ 
teien, die einander ablöfen, die Anwendung des Geſetzes für England über: 
flüſſig macht, jo wird fie dadurch für uns nicht bedeutungslos. Die Schwäche 
des Verfaſſungs⸗Entwurfs liegt in der Verquickung der Geſetzgebung und der 
Erecutide. Die Beſeiligung dieſer Schwäche, ich gebe es zu, wird den Gin: 
zelſtaaten Opfer auferlegen, da fie nicht nur eine Frage der Freiheit, ſon⸗ 
dern der Einheit ift. Aber wenn die Regierung aus begreiflichen. Rückſichten 
nicht die Hand an dieſe ſchwache Stelle gelegt hat, ſo können wir als Ber 
treter des Voltes ſolche diplomat.iche Rückſichten nicht nehmen. Und welche 
Selbſtſtändigleit hatten denn die Einzelſtagten im Bunde? Waren fie ſouverän 
über Krieg und Frieden oder mußten fie ſich nicht im Kriegefalle an den einen 

der kriegführenden Theile anſchließen, auf den ihr Intereffe ſie nicht binwies? 
Waren ſie ſelbſtſtändig in Zollſachen oder mußten fie zum preußiſch⸗fcan⸗ 
zöſiſchen Handelsvertrage „Ja“ Tagen? Konnten ihre Stände am deutſchen 
Handelsgeſetzbuche etwas ändern? Erst jetzt im Reichstage machen ſich die 
Heinen Staaten durch ihre Vertreter geltend, wie niemals zuvor. 

Die Verwaltung der Eiſenbahnen und der Finanzen des Bundes ſoll nach 
dem Entwurf durch Ausſchüſſe des Bundesrathes beſorgt werden. Im Frieden 
mag das gehen, im Kriege muß der Chef dieſer Abteilungen handeln wie 
ein General und darf nicht vom Ausſchuſſe abhängen. Was aber geſchehen 
muß, damit die Verfaſſung die erſte Probe beſtebe, das muß ſchon jetzt im 

tieden gemacht werden. Eine verantwortliche Regierung wird die Rechte der 

nzelſtaaten ferupuldjer wahrnehmen als die unverantwortliche im Gefühl 
Ihrer überwältigenden Macht. Preußen ſelbſt hat ein Intereſſe an ihrer Her⸗ 
fleltung, denn da es ſo viel abgiebt, ſo braucht es Garantien für eine eins 
Hebtlibe Regierung. Nimmt man Rückſicht auf den Süden, ſo wird das 
h ebel det Verfaſſung verdreifacht, in dieſe Verſaſſung kann er nicht hinein: 
ein Eintritt macht eine verantworlliche Regierung erſt recht zur Nothwendig⸗ 
eit. Und ift es conjerbativ oder nicht, vielmel r revolutionär, wenn zwiſchen 
der Krone 5 en und dem Parlament Niemand ſteht? Vergeſſen wir nicht, 
daß unſer Werk nicht blos davon abhängt, daß es gut iſt, ſondern auch vom 
deutſchen Volke für gut gebalten wird. (Beifall.) 5 

Die allgemeine Discuſſion wird geſchloſſen. Zu einer perſönlichen Be⸗ 
merkung wird das Wort ertheilt dem Abg. v. Sybel: Ich freue mich, mit 
den Anſchauungen des Abg. Braun durchweg übereinzuſtimmen. Der Abg. 
Waldeck hat mich der politiſchen Inconſiſtenz beſchuldigt. Ich habe keinen 
Grundſatz verleugnet, für den ich ehedem geitritten, wohl aber aus dem Ver⸗ 
je ungsconfliet gelernt, welche Meſſer ſchneiden und welche ſtumpf find, und 

alte es füt eine Pflicht, meinen Mitbürgern zu ſagen, wo ſie Phraſe und 

wo fie Realität vor ſich haben. Dem Grafen Bismarck trat ich entgegen 
wegen der preußiſch⸗polniſchen Händel und mit Freuden bekenne ich heute, 
daß meine damalige Auffaſſung irrig war. Und wäre ſie es auch nicht ger 
weſen, warum ſoll nicht derſelbe Mann ſich in der polniſchen Frage vergreifen 
und 4 Jabre darauf die glotioſeſte deutſche Politik machen? a 

Abg. Waldeck erllärt ſich durch den Vorredner nicht widerlegt und ver⸗ 
barrt dabei, daß er jetzt vor Rechten, für die er früher eingetreten, geringe 


Achtung zeige. i 
Es folgen Wahlprüfungen. Namens der erſten Abtheilung beantragt 
der Referent Abg. Graf Betbuſy⸗Huc, die Wahlen der Abgg. v. d. Kneje 
bed und Müller (Brake) für gültig zu erllären; für die dritte Abtheilung 
Referent Abg. v. Unruhe⸗Bomſt die der Abgg. Michaelis (Ueckermünde) 
und v. Sybel; für die vierte Abtheilung Referent Abg. v. Kehler die des 
Abg. Dekowski; für die fünfte Abtheilung Referent Abg. Perſtus die der 
Abg. Baumſtark, Bannier, Uedinck, Winkelmann, Graf Königs“ 
mark und von der Brenken, für die ſechſte Referent Abg. Hergenhahn 
die des Abg. Tweſten. Sämmtliche Wahlen werden ohne Debatte für giltig 
. — 1 rückſtändigen Wahlprüfungen find demnach wieder 12 
edigt worden. 
Der Präſident zeigt an, daß er auf Montag wegen des katholiſchen 
eſttages keine Sitzung anberaumen könne und daß demnach die nächſte Din 
tag 10 Uhr flattfinden wird. Tages- Ordnung: Vorberathung des Verfaſ⸗ 
ungsentwurfs, Special⸗Berathung der Abſchnitte III., IV. und V. Schluß 
der heutigen Sitzung 3 Uhr 35 Minuten. 


„Bertin, 23. März. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Staats und Finanzminifter 1 v. d. Heydt den Stern zum Groß⸗ 
Acalburkreuz des Löniglichen Hausordens von Hohenzollern und dem Wirk 
Alen Geheimen Rath und Ober⸗Ceremonienmeiſter Grafen p. Stillfried⸗ 

cantara das Groß⸗Comthur⸗Kreuz deſſelden Ordens; ebenſo dem Mit⸗ 
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liede der Direction der Köln⸗Mindener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, Dagobert 
Dppenbeim zu Köln, den Charakter als 5 Wann 0 tner 
dem Commercienrathe Moritz Heimich Güterboc in Berlin den Charakte 
als Geheimer Commercienrath; ſowie dem Bankier Wilhelm Carl Heinrich 
Conrad in Berlin und dem Kaufmann und Stadtrath a. D. Albert An⸗ 
derſch zu Königsberg i. Pr. den Charakter als Commercienrath; desgleichen 
dem praktiſchen Arzt Dr. Lohmeier in Schönebeck den Charakter als Sani⸗ 
tätsrath verliehen und den erſten Lehrer am Seminar zu Pölitz, Theodor 
Pupke, zum Seminax⸗Tirector ernannt. 

Hr. Ch. Levita, Doctor der Rechte und Adpocat bei der königl. Botſchaft 
in Paris, iſt zum Mitglied der königl. Central⸗Commiſſion für die Pariſer 
Ausſtellung von 1867 ernannt worden. Dem Seminar⸗Director Pupke 
iſt die Direction des neu errichteten evangeliſchen Schullehrer⸗Seminars in 
Dramburg übertragen worden. — Dem Gymnaſiallehrer Ley in Saarbrück 
iſt das Prädicat Oberlehrer beigelegt worden. — Dem ordentlichen Lehrer am 
Gymnaſtum in Raftenburg, Dr. Fr. Richter I., iſt das Prädicat Oberlehrer 
verliehen worden. — Der Lehrer Steinberg zu Stettin iſt als zweiter Lehrer 
an der Uebungsſchule des evangeliſchen Schullehrer Seminars zu Poelitz an⸗ 


geſtellt worden. 2 
[Bekanntmachung.] Bei den Telegraphen⸗Stationen Naumburg a. S. 
und Merſeburg wird am 1. April d. J. der volle Tagesdienſt eingeführt. 

[Die Koſten der Stellvertretung für die aus Staatsfonds beſol⸗ 
deten Beamten während ihrer durch die Annahme einer Wahl zum Reichstage 
des norddeutſchen Bundes herbeigeführten Verhinderung in Verrichtung ihrer 
Amtsgeſchäfte werden nicht aus Staatsfonds beſtritten; es ſind vielmehr die 
Behörden von den Reſſort⸗M niſtern anzuweiſen, von den zunächſt fälligen 
Raten der Beſoldung des vertretenen Beamten die erforderlichen Beträge zur 
Deckung der Vertretungskoſten zurückzubehalten und zu verwenden. 

Berlin, den 19. RE g 

nig aats⸗Miniſterium. 
1755 Graf v. Bismarck. Nasen d HET v. Roon. 

Graf v. Itzenplitz. v. Mühler. Graf zur Lippe. v. Selchow. 

Graf zu Eulenburg. 

Berlin, 23. Marz. Geſtern nahmen Se. Majeſtät der König die 
Glückwünſche zum 70ſten Geburtstage von der königlichen Familie, dem 
Hofe, der Generalität, den Miniſtern, den Botſchaftern, den Fürſtlich⸗ 
keiten und von dem Präfidenten des Reichsraths entgegen. 

Der königlich ſächſiſche General⸗Lieutenant und Kriegsminiſter von 
Fabrice überreichte ein Glückwunſchſchreiben feines Souverains. 

Der fürſtlich rumäniſche Oberſt⸗Lieutenant Racovitz überreichte ein 
Schreiben des Fürſten Carl von Rumänien. 

Außerdem wurden die Biſchöfe von Osnabrück und Hildesheim in 
Audienz empfangen. Abends fand Soirée von 400 Perſonen nebſt 
Theatervorſtellung im königlichen Palais ftatt. 

Heute arbeiteten Se. Mafeſtät der König mit dem General⸗Major 
von Tresckow. n 

Bei Ihrer Majeſtät der Königin ſtattete geſtern die königliche Familie 
mit den anweſenden hohen Gäſten ihre Glückwünſche Sr. Majeflät dem 
Könige ab, worauf die Königin die königlichen Gäſte und die inländiſchen 
fürſtlichen Perſonen empfing. 

Das Familiendiner fand bei Ihren königlichen Hoheiten dem Kron- 
prinzen und der Kronprinzeſſin ſtatt. — Abends war eine große drama⸗ 
liſch⸗muſikaliſche Soiree im königlichen Palais, bei welcher die deutsche 
tönigliche Bühne, das framzöſiſche Schauſpiel und die königliche Oper 
durch die hervorragendſten Künſtler vertreten waren. (St.⸗Anz.) 

[Sr. Majeſtät dem Könige) find geſtern von verſchledenen 
Höfen Glückwünſche durch den Telegraphen zugegangen. Aub viele 
Privatperſonen haben Sr. Majeftät Geſchenke dargebracht. (St.⸗A.) 

[Der italienifhe Kronprinz Humbert] wird hier am 
6. April eintreffen und im königlichen Schloſſe Wohnung nehmen. 

[Der Prinz Friedrich Carl] wurde an ſeinem Geburtstage 
durch ein werthvolles Geſchenk der Kronprinzeſſin überraſcht, beſtehend 
aus einem großen Delgemälde, welches den Moment darſtellt, in wel⸗ 
chem die beiden Heerführer, der Kronprinz und Prinz Friedrich Carl, 
auf dem Schlachtfelde von Königgrätz zuſammentreffen. 

[Das Beglückwünſchungsſchreiben des Königs von 
Sachſen.] Bemerkenswerth iſt das Bezlückwünſchungsſchreiben des 
Königs von Sachſen zum Geburtstage des Königs Wilhelm, in welchem 
dieſer, wie wir hören, äußert, daß er oder der Kronprinz perſönlich zur 
Gratulation hergekommen ſein würde, wenn nicht die Familie ſich in 
tiefem Leidtragen wegen des Todes der Herzogin in Baiern befände. 

[Das Präſidium des Reichstages iſt dahin übereingekommen, 
vorläufig in der Woche vier Sitzungen abzuhalten und die beiden an⸗ 
deren Tage zu der Vorberathung und Verſtändigung der Mitglieder in 
den Fractionen disponibel zu laſſen. 

* [Das Trutz⸗ und Schutzbündniß mit Würtemberg! 
iſt, wie bereits telegr. gemeldet, im „Staatsanz.“ jetzt gleichfalls ver⸗ 
offentlicht und ganz gleichlautend mit dem mit Baiern und Baden ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrage. 5 

[Der Prinz Friedrich von Heſſen⸗Kaſſell war mit feiner 
Gemahlin, Tochter des Prinzen Carl, am Tage vor dem Geburtsfeſte 
Sr. Majeſtät des Königs unerwartet hier eingetroffen. Wie die 
„Mont.⸗Ztg.“ Hört, ergriff der Prinz mit Erfolg die Initiative, um 
die zwiſchen ihm und dem hieſigen Hofe beſtehenden Differenzen zu 
beſeitigen. ; 

[Der General 
feinen ſchweren Wunden 
naͤchſten Tagen zur völligen ) 
Badereiſe nach Wiesbaden antreten wird. 

[Ueber die Vertheilung der Dotationen] für den Minifter- 
präsidenten und die fünf Generale wird der „Köln. Ztg.“ mitgetheilt, 
daß dem Grafen Bismarck 400,000 Thlr., 
Thlr. und den anderen vier Generalen je 200,000 Thlr. zugewieſen find, 

Hannover, 21. März. [Die Königin Marie.] Man glaubt 
allgemein, daß die Königin Marie nach den ſehr deutlichen Winken, 
die ihr Graf Bismarck kürzlich mit Recht gegeben hat, jetzt endlich ſich 
bewogen fühlt, die Marienburg zu verlaſſen und nach Hietzing an die 
Seite ihres Gatten ſich zu begeben. — Die Junker wühlen ſtärker als 
je gegen Preußen. f 

Braunſchweig, 20. März. [Die Diätenfrage.] 


Lieutenant v. d. Armee v. Ollech! iſt von 
ſo weit wieder hergeſtellt, daß derſelbe in den 


des Miniſteriums mit, in welchem ſich daſſelbe mit dem Antrag: daß 
den aus dem Herzogthum zum Reichstage des norddeutſchen Bundes 
geſendeten Abgeordneten die Reiſekoſten und angemeſſene Diäten ver⸗ 


willigt werden, einverſtanden erklärt und der Landesverſammlung eröffnet, N 


es ſei Verfügung getroffen, daß den drei Abgeordneten aus dem Herzog 
thume bis dahin, daß die Angelegenheit auf dem Reichstage felbft ent⸗ 
ſchieden werde, täglich 4 Thaler Diäten gezahlt und die Reiſekoſten er⸗ 
ſetzt würden. (Tagbl.) 


Regenwalde, 20. März. [Nichtbeſtätigt.] Die wiederum zu 
unbeſoldeten Rathmännern gewählten Rathoͤherren Höpner und Plalh 


ſind nicht beſtätigt worden. 
Pyritz, 21. März. [Städtiſches.] Von den im October v. J. 


zu Rathsherren gewählten Bürgern haben der bisherige Rathsherr 


Fleiſchermeiſter Kindermann und der Schloſſermeiſter Biedermann die 
Beſtätigung der Regierung erhalten, wogegen der Kaufmann Wolter 
nicht beſtätigt worden iſt. 

Elberfeld, 22. März. [Herr v. Schweiger] ſchreibt „an die 
ſoclaldemokratiſchen Arbeiter in Barmen und Elberfeld“: 

zUnſere faft, achtwöchentlichen Angrengungen waren vergebens; die 
Foriſchriltspartei, ob auch mit knapper Noth, hat den Sieg errungen.“ Weiter, 
gegen die Conſervativen ſich richtend, deren mangelbafter Unterftügung 5 
der engeren Wahl Herr v. Schweiger feinen Mißerfolg zumißt, ſagt der Brief: 


Wiederherſtellung feiner Geſundheit eine] N 


dem Kriegeminiſter 300,000 Reg & 


N In der heu⸗ 10 
tigen Sitzung der Landesverſammlung theilte der Präſident ein Schreiben 


1. Aufg. 1. Bats. (Breslau) 3. Niederſchleſ. Regts. Nr. 10, in das 3, Bat. 
g 775 erberg) 4, Niederſchlef. Regts. 5 2 81 a, Hauptm. vom 
„ Aufg. und „Führer vom 3. Bat. (Oppeln) 2. Oberſchleſ. Regts. 
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5 werdet die a die Conſervativen tro aliſche 
pflichtung uns im Salbe lee, eſt ian Auge behalten en . — Fe 
anz Deutſchland werden dieſe Thatſache wohl beherzigen. Unerſchütterlich 
ht mein Muth: neunundneunzigmal beſiegt, werde ich das hundertſte Mal 

mit der deutſchen Arbeiterpartei auf dem Kampfplatze erſcheinen.“ E 
Die „Elbf. Z.“ klagt ihrerſeits die Conſervativen an, Herrn von 
Schweitzer unterſtützt zu haben. Die Aufregung unter den Arbeitern am 
Wahltage war eine große; doch ſollen Exceſſe nicht vorgefallen ſein. 
Frankfurt, 22. März. [Entlaſſung. — Preſſe. — Con⸗ 
tributions angelegenheit] Man ſieht hier nach weit verbreiteten 
Gerüchten mit großer Mißbilligung einer durchgreifenden Umwälzung 
unſerer Juſtizorganiſation entgegen. Am meiſten wird der Rücktritt des 
Ober⸗Staatsanwalts Hecker bedauert. Dieſer ſehr energiſche und doch 
allgemein beliebte Beamte iſt ein geborener Preuße und aus dem preu⸗ 
ßiſchen Staatsdienſte bei der Neubildung unſeres Juſtizweſens im Jahre 
1848 in den der Stadt Frankfurt übergegangen. Wahrſcheinlich haben 
die vielen in Preßſachen erfolgten Freiſprechungen dem Juſtizminiſter in 
Berlin Veranlaſſung gegeben, einen Wechſel der Perſönlichkeiten eintreten zu 
laſſen. — Die hiefige „Europe“, das franzöſiſche Blatt, das mit dem 
Capital einiger Parifer Banqulers gegründet, franzöſiſcher Politik und 
franzöſſſchen Borſenintereſſen in Deutſchland zu dienen, ſiedelt, wie man 
vernimmt, nach Karlsruhe oder Mannheim über. In Dresden ſcheint 
man wenig Entgegenkommen für die Aufnahme eines Blattes gezeigt zu 
haben, 155 preußenfeindliche Haltung leicht Conflicte hervorrufen könnte. 
— Das Tagesereigniß iſt die geſtrige Verhandlung unſerer Bankactio⸗ 
näre über die Contributionsfrage. In den Abſchlüſſen der Bank iſt das 
auf Requifition des Generals der Mainarmee von der Bank entnom⸗ 
mene Darlehen von 5,747,000 Fl. „der Regierung der Stadt Frank⸗ 
furt und ihres Gebietes“ zu Laſten geſchrieben. Der Schuldſchein des 
Rechnei⸗ und Rentenamtes iſt namens des Staates Frankfurt ausgeſtellt. 
Damit iſt unwiderleglich dargethan, daß es ſich um eine Verpflichtung 
des Staates gehandelt hat, Preußen mithin die ganze Schuld über⸗ 
nehmen muß. Man iſt hier entſchloſſen, falls die Regierung nicht in 
dem von dem kürzlich erlaſſenen königlichen Cabinetsſchreiben angegebenen 
Sinne die Angelegenheit auffaſſen ſollte, klagbar zu werden. Kein Richter 
wird der Stadt eine Verpflichtung aufbürden laſſen, die nicht von 
der Commune, ſondern von der größeren Corporation, dem Staate, 
contrahirt wurde. Von der früher beabſichtigten Vermehrung des Bank⸗ 
Capitals wurde unter den jetzigen Umſtänden Abſtand zu nehmen be⸗ 
ſchloſſen. (B.- u. 9.3.) 


München, 21. März. [Richard Wagner] hat uns wieder 
verlaſſen. Mit ihm iſt manchem um Thron und Altar beſorgten Alt⸗ 
baiern ein Stein vom Herzen gegangen. Sobald die Verhandlungen 
über die Errichtung eines Conſervatoires wieder aufgenommen werden, 
kehrt der Dämon jedoch wieder zurück. 

Oeſterreich. 

Peſt, 22. März. [Nach Beendigung der Verhandlungen 
über das Elaborat des Siebenundſechziger⸗Ausſchuſſes] 
wird zunächſt ein Vorſchlag zur Errichtung von 10 Bataillonen Honved, 
ferner einer Anzahl Huſaren⸗Escadronen, welche nach Entlaſſung der 
Gendarmerie zur Verrichtung des inneren Dienſtes dem Miniſter Baron 
Wenkheim zugetheilt werden ſollen, im Landtage eingebracht werden. — 
Heute fand in Gegenwart Sr. Majeflät Parade auf der Generalwieſe ſtatt. 

Reichenberg, 22. März. [Miniſter v. Beufl], der hier ges 1 
wählt iſt, hat telegraphiſch erklärt, daß er die Wahl annehme. 


[Militär⸗Wochenblatt.] v. Schlopp, Ob.⸗Lieut. vom 1. Niederſchleſ. 
e 46, zum Brigadier der 4. Gend.⸗Brig. ernannt. v. Muaffene 
dach, Major und etatsm. Stabs Offizier im Weſipreuß. Küraſſier⸗Regiment 
Nr. 5, als interimiſtiſcher Präſes der diesjährigen Remonte⸗Ankaufs-Com⸗ 
miſſton für die weſtlichen Provinzen, v. Kummer, Pr.⸗Lieut. vom 2. Schleſ. 
Jäger⸗Bataillon Nr. 6 in das Oſtpreuß. Jäger⸗Bataillon Ne. 1, v. Roms 
derg, Pr.⸗Lieut. vom Oſtpreuß. Jäger⸗Bataillon Nr. 1 in das 2. Schleſ. 

N Nr. 6 verſetzt. v. Heinz, Unteroffizier vom 2. Niederſchleſ. 
nie 


r. 47, v. Portatius, Geſr. vom 1. Schleſ. Drag.⸗Regt. Nr. 4 
zu Port.⸗Fäbnrichs, v. 85 Unteroſſizier vom 1. Niederschl. Ju 
Regiment Nr. l um Port.⸗Faähnrich, v Puttkamer, Port.⸗Fähnrich 


vom 3. Niederſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 50, zum Sc. Lieut. befördert. v. Oidt⸗ 
man, Pr.⸗Lieut. vom Schleſ. Fnſ⸗Regt. Nr. 38 von dem Commando als 
Adjutant der 19. Inf.⸗Brig. entbunden. v. Francois, Unteroffizier vom 
1. Schleſ. Gren.⸗Regt. Nr. 10, zum Port.⸗Fäßnrich, v. Lieres u. Wiltau, 
Hauptmann und Comp.⸗Chef vom 1. Obecſchleſ. Inf. Regiment Nr. 22, zum 
Major, v. Stangen, v. Lippa, Sec.⸗Lieuts. von demſelben Regiment, zu 
Prem. Lieuts, Gr. v. Moltke, Unteroffizier vom Leib⸗Kür.⸗Regt. (Schlei.) 
Nr. 1, zum Port.⸗Fähnrich, Gr. v. Zieten, Sec.Lieut. vom J. Schleſ. Hul.s 
Regiment Nr. 4, gr Prem, Lieut., v. Biſchoffshauſen, Sec. ⸗Lieut. vom 
Mederſchleſ. Faſ.⸗Kegt. Nr. 39, zum Pr.⸗Lieut. befördert. Kuntze, Hauptm. 
von der 2. S er. zum Comp. Comm. im Brandenb. Pionn.⸗Bat. Nr. 3 
ernannt. v. Elsner, Sec.⸗Lieut. vom Brandenb. Huf.⸗Regt. (Zietenſche Huf.) 
Nr. 3, in das 1. Schleſ. Drag.⸗Regt. Nr. 4 verſetzt. a 

Bei der Landwehr. Frhr. v. Senden⸗Bibran, Sec. ⸗Lieut. vom 
1, Aufg des 2. Bats. (Breslau) 1. Garde⸗Gren.⸗Landw.⸗Regts., Frhr. von 
Zedliß⸗Trützſchler, Sec.⸗Lt. mit dem Char. als Prem.⸗Lt. von der Cav. 
J. 2 deſſelben Bats., zu Pr.⸗Ets. befördert. Wronka, Sec.Lieut. vom 
1. Aufg. 1. Bals. (Breslau) 3. Niederſchleſ. Regts. Nr. 10, in das Bat, 
Battenſtein Nr. 33, v. Zaſtrow, Sec. Lt. vom 2. Aufg. 1. Bats. (Görlitz) 
I. Niederſchlef. Regts. Nr. 6, in das 3. Bat. (Landsberg) 1, Brandenb. Regts. 

8, Seidel, Sec. Lt. vom 1. Aufg. 1. Bats. (Neiſſe) 2. Oberſchleſiſchen 
tsdam) 3. Brandenburgiſchen Regiments 
ataillons (Glei⸗ 


7 


12 


Bats. (Halle) 
iederſchl. $ 


Regts. Nr. 6 o⸗ 

Breslau), 3. Niederſchl. Regts. Nr. 
„Aufg. 2 

c.⸗Lt. vom I. 5 1. Bats. (Breslau) deſſelben Regts., in das 

chleſ. Regts. Nr. 7, in das 1. Bat. (Poln. Li 

etzt. Beyer I., F 

der Cav. 1. Aufg. 2. Bats. 


v. 1. Aufg. I: Bats. (Glas) 4. Niederſchl. Regts. 
95 9. Valens (Gleiwitz 1. 


e) 2. Oderſchleſiſchen Regts. 
Bats weiditz 
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Riege“, „Philoſophenriege“, 


erſcheint 
geſellig und turneriſch begründeter Zuſammengehöoͤrigkeit der 


2 


rpenſtein, Sec.⸗Lt. vom 2. Aufg. 1. Bat. rſtadt) 2. Magdeb. Reg. 
Nr. 27, in das 2. Bat. (Coſel) 1. Oberſchl. Reg. Nr. 22, Gr. v. Oppers⸗ 
L . 2. Bat. (Coſel) 


dorf, v. Wittenburg, Sec.⸗Lts. von der Cab, 1. c 


Graf v. Schmettow, Pr.⸗Lt. von der Cavall. 2. Aufg. 3. Bats. (Glogau) 
1. Niederſchl. Regts. Nr. 6, mit ſeiner bish. Unif, wie ſolche bis zum Erlaß 
der Cabinetsordre vom 2. April 1857 getragen wurde, Maeder, Pr.⸗Lieut. 
vom 2. Aufg. 3. Bats. (Löwenberg! 2. Niederſchl. Regts. Nr. 7, als Hauptm. 
der Abſchied bewilligt. Koſchny, Sec.⸗Lt. vom 2. Aufg. 1. Bats. (Breslau) 
3. Niederſchl. Regts. Nr. 10, Tietze, Sec.⸗Lt. vom 2. Aufg. 2. Bats. (Oels) 
deſſ. Regts., Behrens, Pr.⸗Lt. vom 1. Aufg. 1. Bats. (Breslau) 3. Nieder⸗ 
ſchleſ. Regts. Nr. 10, Frhr. v. Tſchammer⸗Quaritz, Sec.⸗Lt. von der Cab. 
1. Aufg. deſſ. Bats. b. Mutius, Pr. Lt. von der Cav. 2. Aufg. 3. Bats. 
(Schweldnitz) deſſ. Regts., als Rittm, Reimann, v. Loebbecke, Sec.⸗Lts. 
vom 2. Aufg. 1. Bats. (Glatz) 4. Niederſchl. Regts. Nr. 11, beiden als Pr.⸗ 
Lieuts., Graf v. Stoſch, Pr.⸗Lt. vom 2. Aufg. 3. Bats. (Münſterberg) deſſ. 
Regts., als Hauptm., v. Spiegel, Ritim. ron der Cav. 2. Aufg. 1. Bats. 
Kalle 2. Oberſchl. Regls. Nr. 23, als Major, Ohneſorge, Nett, vom 
2. zul, des Bats. Wohlau Nr. 38, letzteren acht mit ihrer bish. Unif,, wie 
ſoſche bis zum Erlaß der Cabinetsordre vom 2. April 1857 getragen wurde 
der Abſchied bewilligt. Hoffmann, Lazareth⸗Inſpector in Schweipnitz, na 

Rendsburg, Röſeler, Lazareth⸗Inſp. in Spandau, nach Schweidnitz verſetzt. 


** Breslau, 24. März. [Reſolution.] In der geſtern ſtatt⸗ 
gehabten Verſammlung des Arbeitervereins wurde nachſtehende von 
Herrn Louis Cohn mit Hinweis auf die Entlaſſung des Herrn von 
Kirchmann aus dem Staatsdienſte vorgeſchlagene und befürwortete 
Reſolution einſtimmig angenommen: 

Herr v. Kirchmann beſitzt nach wie vor das volle Vertrauen des 

Breslauer Arbeitervereins. Die Verdienfle, die Herr v. Kirchmann 

ſich im preußiſchen Verfaſſungskampfe um das preußiſche Volk er⸗ 
worben, ſind von den Breslauer Arbeitern anerkannt und werden nie 
vergeſſen werden. 

Vorſitzender Hr. Scheil bemerkte, der Verein werde gut thun, 
wenn er ausſpricht, daß dieſe Reſolution wohl im Sinne aller frei⸗ 
finnigen Wähler und Bewohner Breslau's gefaßt ſei. Die Verſamm⸗ 
lung erhob ſich. n 

Die Beſchlußnahme über eine andere, gegen Hrn. v. Schweitzer 
in Berlin gerichtete Reſolution blieb vorbehalten. 


+ Breslau, 25. März. (Unglücksfall.] Am Sonnabend gegen Abend 
beauftragte ein von auswärts angekommeger Fuhrmann den hier bei ſämmt⸗ 
lichen fremden Fuhrleuten als Hilfskutſcher bedienſteten 40jährigen Carl 
Bremmer, ihm einſtweilen ſein Geſpann nach dem Lorenzhofe nach der 
Nikolai⸗Vorſtadt zu fahren, um dort noch hei Tage die Fracht abladen zu 
laſſen. Auf der Nikolaiſtraße unweit der Barbaralirche hatte Bremmer 
das Unglück, daß er auf dem Straßenpflaſter ausglitt und unter den ſchwer 
beladenen Frachtwagen gerietb, wobei ihm die Räder über die Bruſt und den 
Leib hinweggingen. Die hierbei erhaltenen Verletzungen hatten ſeinen augen⸗ 
blicklichen Tod zur Folge. Der Leichnam des Verunglückten wurde nach dem 


a nahe belegenen Allerheiligen⸗Hoſpitale gebracht. 


Breslau, 22. März. [Alter Breslauer Turnverein] Einen 


ausführlichen Jahresbericht über das Vereinsleben und die Geſchäftsfüh⸗ 


rung im abgelaufenen Vereinsjahre März 186667 hat der Vorſtand des 
(älteren) Breslauer Turnvereins ausgearbeitet und 8 Tage vor der dies⸗ 
jährigen Hauptverſammlung den Vereinsmitaliedern durch Yuslegen im Turn⸗ 
ſaale zugänglich gemacht. Aus dieſem Berichte entnehmen wir, daß im März 
1867 der Verein 397 ordentliche n zählt: während deren Zahl 
im März 1864: 346, 1865: 384, 1866: 481 betrug. ö 
Den Berufsarten nach laſſen ſich die Mitglieder in folgendem Procentſatz 


zuſammenfaſſen. 
} 1866—67 163 Kaufleute 41%. 1865—66 46%, 
88 Handwerker 22%. 26%. 
’ 60 Lehrer, Gelehrte, Künſtler 15% 1075. 
55 Studenten 14%. 13%. 
81 Beamte. 1 5 


8. %: 
Mithin iſt der Procentſatz für die Zahl der Kaufleute und Handwerker 
ſeit einem Jahre geſunken, der der Gelehrten, Studenten und Beamten ge⸗ 


ſtiegen. f 
Die Zahl der Ehrenmitglieder beträgt 9, die der Turnzöglinge 
gegenwärtig nur 5. 5 
u den Turn» und Fechtübungen wurden fämmtliche Abende der 
Woche von 8 bis 10 Uhr benutzt. Den Anſang bildete gewöhnlich Kürturnen 
und Fechten, dann folgte Riegenturnen, Freindungen und ein allgemeines Lied 
bildeten den Schluß. Die im Vereine üblich gewordenen Bezeichnungen „Alte 
Lehrerriege“, „Handwerkerriege“ deuten nur dar⸗ 
auf hin, daß Standes⸗ und Altersgenoſſen in einzelnen Riegen ſich beſonders 
zahlreich zuſammengethan und beſonders rege am Turnen Theil genommen 
haben, 125 darum abgeſonderte Vereinigungen im Vereine zu bilden. Es 
ür die Fortentwickelung des Vereins beſonders erſprießlich, daß ſich 
in dem Rahmen der Geſammtheit ſolche kleinere Ben nach geiſtig, 
itglieder bilden 
und ſowohl auf ſich als auf andere anregend und fördernd einwirken; der 
Turnbetrieb hat mancherlei Störungen durch den Krieg und die Epidemie 
erfahren. Der Turnſaal wurde vom 8. Mai dis zur Mitte des October 


} ür 
militätiſche Zwecke verwendet; das Aushebungsgeſchäft griff tief in die Raben 
der Turner ein, die Theilnahme an den Turnübungen wurde gegen Ende des 


Sommers immer ſchwächer. Die Hoffnung auf ein um ſo regeres Turnleben 
nach dem Kriege, in welchem ſich die großen Vorzüge körperlicher Kraft und 
Gewandtheit, wie überhaupt der turneriſchen Ausbildung ſo vornehmlich docu⸗ 
mentirt haben, will bis jetzt nicht in Erfüllung gehen. „Es ſcheint, als be⸗ 
dürften die Jünglinge und jungen Männer, die zu dem glücklichen Ausgange 
des Feldzuges rühmlichſt beigetragen haben, einer gar zu langen Erholungs⸗ 
zeit und als meinten ihre heimgebliebenen Altersgenoſſen, fie könnten ſich nun 
ruhig ſonnen im Ruhmesglanze ihrer fiegreichen Brüder, als gäbe es nichts 
mehr zu erſtreiten.) Es waren durchschnittlich anweſend 
am Montag und Donnerstag.. 56 in 7 Riegen, 
Dinstag und Freitag.. . 28 3 5 
Mittwoch und Sonnabend 20 2 


— 


Summa 104 in 12 Wie 


* 


che Ordnungs⸗ 
den Zweck hatten, 
Schutzwehr im Falle der 


und ein Sprungtiſch, 
9 und 


billigeren Bedingungen bei Kallenbach ermöglicht; 
haben indeſſen nur 20 Mitglieder Gebrauch gemacht. 
t des Schlittſchuhlaufens veranſtalteten die eis⸗ 


850 ; 
Pflege gefunden, Die geſelligen Verſammlungen haben durchſchnittlich 
in jedem Vierteljahre einmal stattgefunden; in der letzten wurde indeſſen bes 
ſchloſſen, allmonatlich eine ſolche zu veranſtalten. Was die Kriegsleiſtun⸗ 
gen des Vereins betrifft, ſo wurden im Sommer 1866 zum Heere 81 Mit⸗ 
2 eingezogen und zwar 52 als Rekruten, 25 als Reſerviſten oder junge 

ndwehrleute (8 Offiziere) Pr Linie, 4 zur Landwehr. (Außerdem war ſchon 
zu Oſtern 1866 nzahl von Vereinsmitgliedern zum Freiwilligendienſte 


eine 
in die Armee eingetreten.) Von jenen 81 haben 32 im Felde geſtanden, 22 


t- Schlachten mitgemacht, 2 find verwundet worden; in der Schlacht gefallen oder 


Strapazen erlegen iſt keiner. 23 Mitglieder haben ſich der freiwilligen Kranken⸗ 
pen gewidmet, 2 in Breslau, 21 auf dem böhmiſchen Kriegsſchauplatze, 
7 Mitglieder ſind als Führer und Begleiter von Proviant⸗Colonnen der Han⸗ 
delskammer nach Böhmen und Mähren gezogen. Aus der Vereinskaſſe wur⸗ 
den 25 Thlr. für den ſchwerverwundeten Dr. Georg Hirth beſtimmt. 

Der Verein hat 4 e e gehalten. Was das Feſt⸗ 
leben betrifft, jo iſt am 3. Oſterfeiertage 1866 zu Ehren der verſammelten 
ſchleſiſchen Turnlebrer und Turnwarte ein Schauturnen veranſtaltet worden, 
bei welchem zum Beiſpiel die taktiſchen Uebungen der Griechen & Darſtel⸗ 
lung kamen. Am 18. October 1866 wurde die 2. eic 2. nebſt Schauturnen 
veranſtaltet, bei welcher die aus dem Felde heimgekehrten Turngenoſſen begrüßt 
wurden. Das 3. Feſt war das Stiftungsfeft des Vereins am 12. Jan. d. J., 
bei welchem die Aufführung der Kinderſymphonie und des dritten Actes aus 
dem Peter⸗Squenz⸗Spiel des A. Gryphius zur beſonderen Erheiterung diente. 
Der Verein unternahm im vorigen Sommer vor Ausbruch des Krieges zwei 
Turnfahrten, eine nach Canth und eine nach der Strachate. Der Vor⸗ 
ſtand hat im abgelaufenen Jahre 24 Sitzungen gehalten, welche durchſchnitt⸗ 
lich von 8 Vorſtandsmitgliedern beſucht waren. Die Einnahmen ſind hinter 
dem Voranſchlage um 75 Thlr. zurückgeblieben; doch wurde dieſer Verluſt 
durch den niedrigeren Satz mehrerer Ausgabepoſten wieder ausgeglichen. Die 
Einnahmen betrugen 724 Thble. Die Ausgaben an Miethe 81 Thlr. 
7 Sgr. 6 Pf., Beheizung 26 Thlr., Beleuchtung 104 Thlr. 15 Sgr. 6 Pf., 
Botenlohn 74 Thlr., Geräthanſchaffung 103 Thlr. 4 Sgr. 6 Pf., Utenſilien 
48 Thlr. 5 Sgr. 6 Pf., Druckſachen 62 Thlr. 26 > 6 Pf., Schreibmateria⸗ 
lien 19 Thlr., Feſtunkoſten 49 Thlr. 3 Sgr. 8 Pf., Bücherſammlung 36 Tolr. 
28 Sgr., Beiträge und Abgaben 36 Thlr. 9 Sge. Muſikalien 20 Thlr., 
Diverſe 62 Thlr. 3 Sgr., Summa 685 Thlr. 22 Sgr., Beſtand 39 Thlr. 
7 Sgr. 4 Pf. Das Geſammtvermögen und Beſitztzum des Vereins reprä⸗ 
ſentirt einen Werth von 1102 Thlr. 22 Sgr. 4 Pf. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei © | Ba- Luft⸗ Wind⸗ 
in Parlſer Linten, die Tempera- empe- richtung und Welter. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. Stärke. 
rn rn eu rn —— — 
Breslau, 23. März 10 U. Ab.] 33449 70,1] SO. 1. Heiter. 
24. März 6 Uu. Mrg.] 333,75 | —1,0| SO. 1. Heiter, Reif. 
2 U. Nachm.] 332,65 | +6,61 SS. 3. Wolkig. 
10 U. Abds.] 332,46 [428] SO. 1. Heiter. 
25. März 6 U. Mrg. [ 332,49 [72,8] SO. 2. Trübe. 


Breslau. 25. März. [Waſſerſtand.] O. -P. 17 F. 1 3. II. -B. 4 F. — 3. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Wien, 25. März. Von zuverläſſiger Seite wird verſichert, daß 
das Pariſer Telegramm der „Preſſe“, welches meldet, daß Oeſterreich 
auf die franzoͤſiſche Einladung zum Anſchluß an einen Proteſt gegen 
die preußiſchen Allianzverträge ablehnend geantwortet habe, von An⸗ 
fang bis zu Ende erfunden ſei. 7 (Wolff's T. B.) 

Belgrad, 25. März. Die Neife des Fürſten nach Konſtantinopel 
wird, wie man auf das Beſtimmteſte verſichert, nur durch das Un⸗ 
wohlſein des Fürſten verzögert. Der Paſcha von Belgrad begleitet 
den Fürſten. (Wolff's T. B.) 

New York, 22. März. Kalſer Moximilian ſchlug ein Corps von 
2500 Mann Liberaler bei Catahualquay. (H. B. H.) 


Telegraphiſche Conrſe und Börſennachrichten. 

Paris, 23. März, Nachm. 3 Uhr. Die Haltung der Börſe war ziemlich 
ſeſt. Die 3 eröffnete zu 68, 95 und hob ſich ſchließlich auf Notiz. Conſols 
von Mittags I Uhr waren 91% gemeldet. — Schluß⸗Courſe: 3proc. Rente 
69, 02%. Italien. 5 proc. Renke 54, 15. Zproc. Spanier —. —. Iproc. 
Spanier —. — Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 410, 00. Credit⸗Mobil. 
Actien 463, 75. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 413, 75. Oeſterr. Anl. von 
1865 pr. opt. 328, 75. 6proc. Ver. St.⸗Anl. von 1882 (ungeſt.) 84%. 

London, 23. März, Nachm. 4 Uhr. Wetter neblig. — Schluß⸗Courſe: 
Conſols 91%. 1% Spanier 35. Italien. 5proc. Rente 53%, Lombarden 
16%. Mexicaner 17. öproc. Ruſſen 87%. Neue Ruſſen 88. Ruſſ 
Prämien⸗Anlleihe von 1864 —. Ruſſ. Prämien⸗Anleihe von 1866 —. 
1805 74% ürkiſche Anleihe 1865 30%. 6proc. Verein. St.⸗Anleihe pr. 

London, 24. März, eg Aus Newyork vom 23. d. Mts. 
Abends wird pr. atlantiſches Kabel gemeldet: Wechſelcours auf London in 
Gold 108%. Gold⸗Agio 34%. Bonds 109. Illinois 115. Eriebahn 58, 
Baumwolle 31. 

Frankfurt a. M., 23. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
Schluß⸗Courſe: Preuß. Kaſſenſcheine 105%. Berliner Wechſel 104%. 
Hamburger Wechſel 88%. Londoner Wechſel 119%. Pariſer Wechſel 94%. 
Wiener Wechſel 91%. Finnländ. Anleihe 8374. Neue Finnl. 44% Pfand⸗ 
briefe 83%. 6 Berein. Staaten⸗Anl. pro 1882 —. Delierr. Bank⸗ 
antheile 667, Oeſterr. Credit Actien 167. Darmſtädter Bankactien 201. 
Meininger Credit⸗Actien —. Oeſterr.⸗Franz.⸗Staats⸗Eiſendahn⸗Actien —. 
Oeſterr. Eliſabesbahn 109%. Böhmiſche Weſtbahn —. Nhbein⸗Nahebahn —. 
Rubwinshafen-Berbab 154 B. Heſſiſche Ludwigsbahn 132%. Darmſt. Zettel⸗ 
bank —. Oeſterr, 5% ſteuerfr. Anl. 48. 1854er Lopſe 56%. 186041 
Looje, 66%. 1864er Looſe 724. Badiſche Loofe 53. Kurheſſiſche Looſ⸗ 
—. 5% öſterr. Anleihe von 1859 614. Oeſterr. Nat.⸗Unl, 53% 
5% Metalliones —. 4½ & Metall. 39%. Baierſche Prämien⸗Anl. 99%. 
Sehr ſtilles Geſchäft. 

bern 23. März: Petroleum, raff. Type, weiß, 48 Francs 
per o. 

Wien 23. März. [Abend⸗Börſe.] Gegen Schluß lebhafter. Cxedit⸗ 
Actien 183, 10. Nordbahn 161, 50. 1860er Looſe 85, 60. 1864er Looſe 
78, 80. Staatsbahn 208, 50. Galizier 218, 25. Czernowitzer —, —. Steuer⸗ 
freies Anlehen 61, 50. 1 

Wien, 24. März. [Brivatverkehr.] Unbelebt aber ziemlich behauptet. 
Credit⸗Actien 183, 10, Staatsbahn 209, 50, 1860er Looſe 85, 60, 1884er 
50 33 90 Napoleonsd'or 10, 33, ſteuerfr. Anlehen 61, 60, Angloauſtrian 

an „ 0. 2 

Hamburg, 23. März, Nachm. 2 Uhr 30 Win. Fonds ae beſſer, 
Valuten ſteigend. Hamburger Staats⸗Prämien⸗Anl. 90, Schluß⸗Courſe: 
National⸗Anleibe 54%. Oeſterr. Credit⸗Actien 71%. Oeſterr. 1860er Looſe 
66 J. Mericaner Vereinsbank 109%. Norddeutſche Bank 119%. 
Rheiniſche Bahn 116%. Nordbahn 82%. Altona⸗Kieler —. Finnländiſche 
Anleihe 831%. 1864er Aufl. Prämien⸗Anleihe 86%. 1866er Ruff. Prämien 
Anleihe 82. 6proc. Verein, Staaten⸗Anl. pr. 1882 70%, Disconto 1% pCt. 

Hamburg, 23. März. e e eizen und Roggen 
ſtille. Weizen pr. März 5400 Pfd. netto 154 Bancothaler Br., 153 Gld., 
d 148% Br., 148 Gld. Roggen pr. März 5000 Pfd. Brutto 
94 Br., 92 Gld., pr. Frühſahr 90 Br. 89% Old. Hafer ſtille. Oel matt, 
loco 25, pr. Mai 25%, pr. Octbr. 26%. Kafſse fehr ruhig. Zink 3000 Er. 
pr. Frübjahr 14%, 2000 Ctr. loco 14%. — Wetter milde. 

Liverpool, 23. März, Mittags. Baumwolle: 7000 Ballen Umſatz. — 
Middling Amerikaniſche 13%, middling Orleans 13%, fair Dhollerab 11%, 
good middling fair Dhollerah 11, midpiing Dhollerah 10%, Bengal 8%, good 
fair Bengal 9, Seine —, Oomra 11%, Pernam 14%, Cäpptian 16, 
gt = „ 3% rg 3 Ps 92, 00, Dr; Mais 

5, 00, pr. September⸗Dezem 000, pr. März 72, 50 
ar. Mai⸗Juni 750 50. Spikes 75 März 58, 50 „en Ta BO 


Berlin, 24. März. [Courſe aus dem Privatverkehr] Die 
Stimmung im Brivatberfehr war felt, das Geſchäſt jedoch wenig en ale 
bahn Schluß ermattete die Haltung etwas. Am lebhafteſten verkehrten Nord⸗ 
bahn zum Courſe von 83 —84, welch' letztere Notiz Geld blieb. Wir noti⸗ 
ren ferner: Bergiſch⸗Märkiſche 149 bez. Köln⸗Mindener 143 bez., Vöhmiſche 
Weſibahn 60 bez., Franzoſen 109 ,, Lombaxden 109% —Y, bez., Oeſterr. 
Credit⸗Actien 72—71% bez., 1860er Looſe 66% bez. u Br., Italieniſche 53% 
bis „ bez., Amerikaner 78 1 —78 bez., kurz Wien 78% bez. 

Breslau, 23. März. [Zucker bericht.] Es bleibt uns fortdauernd 


nichts geboten, um Neues von einigem Belang vom Zuckermarkt anführen zu 
konnen, indem derſelbe ſich ziemlich ſtabil verhalt. Bei mäßigen Umſätzen 


Bann ſonach Preiſe auch dieſe Woche keine erheblichen Veränderungen er⸗ 
ren. 5 


A — x) Sur Ki - ar 


un 7% 4 2 DZ D > j 
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Breslauer Börfe vom 25. März.] Schluß⸗Courſe (1 Uhr Nachm.) 
Ruſſiſch Papiergeld 81 bez. u. Br. Oeſterr. Banknoten 73% —% 5 u. Br. 
Schleſ. Rentenbriefe 92 Br. Schleſ. Pfandbriefe 86% Br. Oeſterr. 
Anleihe 54% bez Freiburger 137% Br. Neiſſe⸗Brieger —. Oberſch 
Litt. A. und C. =. bez. Wilhelmsbahn 55% bez. Oppeln⸗Tarnowitzer 
74 Br. Oeſterreich. Creditbank⸗Actien 72 . — 72 bez. u. Gd. Schleſ. Bank⸗ 
Verein 115 Br. 1860er Looſe 66% Gd. Amerikaner 78 1 —78 bez. Wars 
ſchau⸗Wiener 63% Gd. Minerva 36% bez. u. Gd. Baieriſche Anleihe 99 Gd. 
Italiener 53% bez. u. Gd. 1 

Breslau, 25. März. Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel 0 Silbergroſchen. 


fein mittel ordin. | ein mittel orbin, 
Weizen, weißer 94-96 90 82— 85 Gerſte 58—60 55 51—52 
do. gelber 92—95 89 80% er 35-36 34 38 
Roggen 70-71 69 68 [Erbſen 63—65 59 54—57 


Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 
5 Nigg bon Naps und Nübſen. 


Raps 

Winterrübſen. 186 176 166 8 
ner 166 156 146 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Dotter e 156 146 136 


Loco (Kartoffel-) u pr. — Ort. bei 80% Tralles 
Th A 


Officiell gekündigt: — Etr. — Etr. Hafer. 
— Ctr. Rapskuchen. — Ctr. — Ort. Spiritus. 


Berliner Börse vom 23. März 1867. 


Eisenbahn Stamm-Aotlen 


Weizen. — Ctr. Roggen. 
Rabe. — 6tr. Lein. 


Fonds- und Geld-Course. 


Freiw. Staats-Anl. . 44100 ½ bz. 1864. 1868. 
e ee e eee e . 
to . 52 1 2. achen-Mastrich| — 
ito 185314 91½ G. Amsterd.-Rottd. | 7% * 
dito 1884 4½ 100 ½ bz. Berg.-Märkische | 7¼/ h 
dito 1868 4½% 100 ½ ba. Berlin Anhalt. 13 
e 187 f 00% ne: | dito Serprier] — | — 
to 2. 0 Prior. — — 
dito 185 100% bz Berlin-Hamburg.10 | 9 
dito ‚4911004, bz erl.-Potsd.-Mgd. 
Staats- Schuldscheine 31 836% ba. Berlin- Stetün. 1% 8 
Präm,-Anl. von 188603 ½% 121 bz. Böhm.-Westb. 5 — 
Berliner Stadt-Oblig. 499%, be, Breslau-Freib. 9 
Kur- u. Neumärk. 314781, ba. jöln- Minden. 172 
(Pommersche 3 ½½77 J ba. Cosel-Oderberg. 2, 
5 r e — — — u aan: — — 
3 1 — —— 0 — — 
8 dito neue. . 4 88½ G. „=. 3 92 15 
Schlesische — —— udwigsh. Bex 
3 (Kur. u. Neumärk. 4 1% ba. Magd.-Halberst. 25 16 
8 232 es 9 5 N eig % E = 
5 Vereumsische.....4 68% b. Mecklenburger, 3 | 3 
E Westph. u. Rhein..4 98 ischt M | 4 hy 
5 fSächsische, ....- bz. iedrachl. Mär] — 
(Schlesische 4 02½ 6. Niedrschl. Zwgb.| % 8, 
Louisd’or 110 7% bz. Oest Bk. 78, bz. „ e W 
Goldkr. 9. 9 6. Poln.Bkn, — — — A 48012 3 
Ausländische Fonds. dito 9. ...|10 11 
Oesterr. Metalliques. 5 461, 6. Oestr.-Er. St. B. 5 5 
dito Fat.-Anl. % |63 ha. a re 
dito  Lot-A.v.004 ff br, D 
dito dito 64/— [41 ba. dito Stamm Pr. #1 5 
n Rhein-Nahebahn] — 
dito seub,-L. — he. 7 ai 
Ital. neue ö proc. 1851 75 bz. 5 3 1 4 
Russ, Engl. Anl. 18 FF 5 
dito Holl. Anl. 186415 8. J @. Warschau- Wien.] 71 81 
. 
Poln. Pfandbr. m. *. > A 
on, Obl, 1 500 11 4 10 6. Bank- und Industrie-Paplere. 
to 18 %. Berl. Kassen-V. ‚| 7 Bu 4 fits 0. 
Kurhess. 40 Thlr. Obl.— 56 ½ B. — — B. l. < 3 4 — 
Baden, 35 Fl. Loose — |; 8. Bremer Bank 76010 6½% 4 16% 9. 
Amerikan. St.-Anl. . 6 178% à Y, ba, Danziger Bank Zi iu 10 A 1118. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien, |Darmst. Zettelb. 9 0. 
Berg.-Märkische .... Geraer Bank. ’ 100 1 1275 ip 
— 5 Hannoversche B. 4 (4 1824 ba, u B. 
dito III. . St.3ijg. Hamb. Nordd. B.] 7 U 115 g. 
eee Seer, Pr Bit [it 
1 . 0 
—— 1 Luxemburger B.] 4 6 4. 82 B. 
alte III Magdeburger B, | 5% 54% 4 |94 B. 
dito Posener Bank..| 7 .|6 4 |1v3 B. 
dito IV Preuss. Bank-A. 10% 10½4½ 183 bz. 
dito V. üringer Bank| 4 4 4 884 etw, ba vu. 
Cos.-Oderb, (Wilh.) Weimar „ 7 % 4 188% ba. 
e . — 1 
— „ . 4 
Niederschl. Matk. 4 Berl. Hand.- Ges.] 8 8 4 10714 etw, bz 
dito conv.|4_ a Coburg Oredb. A.] 8 8 4 187% B. 
dito 5 armstädter „ 6 5 4 60% ba. 
dito IV. al — — Dessauer — — — 124, B. 
Ndschl. Zweigb. L. 0.15 Disc, Com.-Anth.| 6½ | 64 |4 102%, ba. u. G. 
Oberschles. A. 44 Genfer Credb.- A“ — | — 14 25% bz. u. G. 
ne Leipziger „14 4 4 = dor u. G. 
dito C. 44 Meininger, 7 7 (4 04 5. 
dito De 7 Moldauer Lda.-B. — — 4 J20 ba. 
dito E.. Oesterr. Credb. A. 8 a f 72% 4 72 be. 
Alto. e 8 Schl. Bank.-Ver.| 61, 7½ ja iche ban 6. 
dito l — — 
1 ea 3 241 ba. u. ” Bu 60 60 
est. Bü t. A 2 inervaa — 1 etw, ba. 
Rhein v. St. gar Ebr. v. Eisenbdf. 8½ 5% |6 I 
Rhein-Nahe-B. gar... | 
Wechsel - Course, 
Amsterdam 250 Fl.. be, Augsburg 100 FI. 2 N56. 24 bz. 
dito dito 2. Leipzig 100 Thlr.. 8 T. % G. 
Hamburg 300 Mk.. be. dito ito 2M u d. 
dito dito bz. Frankfurt a. M. 100 Fl. 2 M156.24 ba. 
Tau 4 Lak... cucrh 2 W 100 8.-R. . J W489 % ba. 
aris 300 Fres A . to dito 3 M88 % ba, 
Wien 250 Fl... 8 J.. 78 % ba. Warschau 90 fl.-R. 8 T ba. 
0 2 M. 78% ba. Bremen 100 Thir, Goidls T|110% br. 
de V 
11 1 25. März. Wind: Sud. Wetter: Angenehm. Thermometer 
Fr rad Wärme. Bei vorherrſchend feſter Stimmung waren Getteide⸗ 


e Aare PPRPEIGIEER 
eizen mehr beachtet, pr. 84 Pfund Ic er w 82—96 Sgr., 
gelbe! 82—95 Sgr., feinſte Sorte 2 — 8 Sgr. über Notiz bezahlt, galizi⸗ 
ſcher und polniſcher weißer 81 — 95 SH. elber 81 — 94 Sgr., ne 
Sorte über Notiz bezahlt. — Rongen ſeſſer Haltung, pr. 84 Pfd. 67 
71 Sgr., feinne Sorten über Notiz bezahlt. — Gerſte preishaltend, 
or. 74 un) helle 58 bis 60 Sgr., gelbe 48—54 Sgr., fte Sorten 
über Notiz. bezahlt. — Hafer gefragt, pe. 50 Pfd. 34 bis 26 Gar, 
feinſte Sorten über Notiz bezahlt. —Erhſen gefragter. — Wicken offe⸗ 
rirt. — Delfaaten gut beachtet. — Lupinen ſchwach beachtet, pr. 50 Pfd. 
gelbe 40-45 Sgr., blaue 40—44 Sgr. — Schleſiſche. Bohnen wenig ber 
achtet. — Schlaglein gefragt. — Rapskuchen mehr beachtet, bis 
52 Sgr. pr. Cinr. 
EEE ZA MT EN TEE / ((( 

Mit den heiligen Sterbeſaeramenten verſeben, ſtarb heute Mittag um 
12 Uhr der ehemalige Deſtillateur Franz Pfeiffer im noch nicht vollendeten 
67. Lebensjahre in Se von Darmkatarrh an Erfhöpfung R. i, p. 

rz . 


Breslau, den 24. 1867 

Die Beerdigung findet Mittwoch — 1. . > 1 1. 

le Beerdigu och den 27. d. M. Nachmitta r ſtatt. 
Trauerhaus daft Nr. 18, 9 be ſt 


Heute Früh 5% Uhr verschied im Wochenbette, nachdem ihr Söhnchen 
ihr vorangegangen, im Alter von 26 Jahren meine inniggeliebte Frau 
Fanny, geb. Volkmann, Breslau, den 24, März 1867, 2 

[3663] Prof. Dr. Heidenhain. 


Oberhemden, à 25 Sgr. 1 Thlr., 1%, 2 und 2½ Thlr. 2650 
M. Naſchtow, ee Schmiedebrücke A1. 10. 1 


Oberhemden und Nachthemden, à 15 Sgr., 20 Sgr., 1 Thaler bis 
2% Thlr. empfiehlt J. Cohn, S miedebrücke Nr. 12. Auswärtige ar 
werden gegen Poſtvorſchuß prompt effectuirt. 12077 


bon C „Me auegt ien 192 f El 
Pi Sf eslau, Nin 15, te, 1, h 
45 . Han des sul, Soflieferanten Be Most engel — 
empfiehlt Deiner eneigten Beachtu 
Frühſtück, ch 


Mittagtiſch im Abonnement und ala carte, 3455] 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau, 
ih - N 
2 . — Se. Br 


